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Der 3. und 4. Bericht der Zwischenstaatlichen Kommission für deutsche
Rechtschreibung weisen eine Vielzahl erheblicher inhaltlicher Mängel und
aus wissenschaftlicher Sicht schwerwiegende Fehler auf, bis hin zu un-
zutreffenden, willkürlichen Behauptungen und bewußten Falschaussagen
(siehe Punkt 14, Übersicht; S. 54ff); grundlegende Kriterien wissenschaft-
licher Arbeit und Darstellung werden verletzt.

In den Berichten erscheint die durch die Rechtschreibreform entstandene
Situation wesentlich besser, als sie nachweislich ist: Stichhaltige Einwän-
de gegen die Reform werden ignoriert oder als falsch bezeichnet; ad hoc
wird das Gegenteil dessen, was die Regeln verlangen, für korrekt erklärt;
eine notwendige tiefgreifende Korrektur des Regelwerks findet nicht statt.
An einigen Stellen mag Nachlässigkeit der Grund für die fehlerhafte und
irreführende Darstellung sein; an anderen Stellen kann davon ausgegangen
werden, daß diese Täuschungen bewußt geschehen, da der Kommission die
gegenteilige Faktenlage bekannt ist. Es zeigt sich, daß die Arbeit der Kom-
mission ungenügend kontrolliert wurde (vgl. Zusammenfassung, S. 4f).

Aufgrund der festgestellten erheblichen Fehler und Mängel sind die vor-
liegenden Kommissionsberichte aus wissenschaftlicher Sicht inakzeptabel,
die darin enthaltenen Regeländerungen können nicht als Grundlage für ei-
ne ab August 2005 verbindliche amtliche Rechtschreibregelung dienen.
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1 Zusammenfassung

1 Zusammenfassung

Die Berichte der Zwischenstaatlichen Kommission für deutsche Rechtschreibung soll-
ten im Auftrag der Kultusminister den Stand der Einführung der Rechtschreibreform
darlegen sowie gegebenenfalls Korrekturen am Regelwerk vorschlagen. Das im Sinne
dieser Vorschläge geänderte Regelwerk soll die Grundlage der Arbeit des „Rates für
deutsche Rechtschreibung“ bilden, der damit auch auf den Darlegungen der Berich-
te aufbaut. Der 3. und 4. Kommissionsbericht bilden eine Einheit, da zum einen die
Grundlagen einer Reihe der im 4. Bericht vorgeschlagenen und inzwischen ins Regel-
werk aufgenommenen Änderungen im 3. Bericht behandelt werden, zum anderen die
von der KMK im Abschlußbericht der Kommission verlangte Darstellung der Erfah-
rungen mit den neuen Regeln in der Praxis im 3. Bericht enthalten ist.

Bei einer gründlichen Durchsicht des 3. Berichts hat sich gezeigt, daß die mehr-
heitlich aus den Urhebern des reformierten Regelwerks bestehende Kommission das
amtliche Regelwerk punktuell falsch wiedergibt und logisch unhaltbar interpretiert, be-
rechtigte Kritik wird durch willkürliche Behauptungen zurückgewiesen. Im Einzelfall
ist die Argumentation der Kommission sprachwissenschaftlich unhaltbar, relevante Ver-
gleichskonstruktionen werden außer acht gelassen und Fakten ignoriert. Davon ist vor
allem der Bereich der Getrennt- und Zusammenschreibung betroffen. Hier behauptet
die Kommission die Zulässigkeit von Zusammenschreibungen, die in Wirklichkeit den
amtlichen Regeln widersprechen. Von ihr vorgeschlagene Regeländerungen (bzw. das
Unterlassen von Änderungsvorschlägen) sind wissenschaftlich nicht haltbar.

Darüber hinaus hat sich gezeigt, daß das Regelwerk zum Teil nur die Zusammen-
schreibung von Steigerungsformen erlaubt, nicht aber die der Grundform mancher Ad-
jektive. Somit läßt das Regelwerk die Existenz dieser Adjektive als eigenständige Wör-
ter nicht zu. Dies bedeutet einen schwerwiegenden Mangel des Regelwerks, weil da-
durch der schriftsprachliche Wortschatz eingeschränkt wird. Dieser Mangel kann nur
dadurch wirklich behoben werden, daß die Ursache des Problems durch eine entspre-
chende Regeländerung beseitigt wird; die Änderungen der Kommission leisten das
nicht. Erklärt man die betroffenen Grundformen ad hoc für zulässig, ohne in den Re-
geltext einzugreifen, verankert man einen inneren Widerspruch im Regelwerk. Damit
wird sogar das wissenschaftliche Minimalkriterium der logischen Richtigkeit verletzt.
Genau das aber ist im 4. Bericht vorgeschlagen worden, es wurde von der KMK als
Regeländerung beschlossen.

An vielen Stellen fällt die Darstellung der Kommission einseitig zugunsten der Re-
form aus. Wichtige Fakten, die gegen die Reform sprechen, werden nicht benannt.
So etwa wird der „Kritische Kommentar zur ,Neuregelung der deutschen Rechtschrei-
bung‘ “ von Th. Ickler nicht erwähnt, worin die Paragraphen des amtlichen Regelwerks
einer gründlichen Prüfung unterzogen und ihre sprachwissenschaftlichen Defizite auf-
gezeigt werden. Eine Untersuchung, die erhebliche Mängel in Kenntnissen der refor-
mierten Rechtschreibung bei Lehramtskandidaten feststellt, bleibt ebenfalls unerwähnt.
Relevante Einwände von Auslandsgermanisten werden ignoriert, obwohl sie der Kom-
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1 Zusammenfassung

mission unmittelbar zur Kenntnis gebracht worden sind. An Ergebnissen einer Studie,
die bereits als fehlerhaft erkannt worden sind, wird kommentarlos festgehalten.

An einer Stelle des Berichts wird klar ausgesagt, daß mit der Änderung der Schrei-
bung eine Änderung der Grammatik verbunden ist. Eine solche darf aber eine Recht-
schreibreform nicht nicht zur Folge haben, sofern mit ihr keine Sprachreform verbunden
sein soll. Daß dies bislang nicht korrigiert wurde, zeigt auf, daß sämtliche Instanzen,
denen eine Kontrolle der Kommission obliegt (Beirat, Amtschefskommission, KMK
u. a.), in ihrer Kontrollfunktion versagt haben.

Die Erwiderungen der Kommission auf Einwände gegen die Reform erweisen sich
bei genauer Betrachtung vielfach als haltlose Rhetorik: Die Kommission stellt Einwän-
de als „falsche Beispiele“ hin, obwohl sie stichhaltig sind; sie ignoriert die entschei-
dende Fragestellung und „beweist“ etwas, das gar nicht bestritten worden war, oder
widerlegt, was gar nicht behauptet worden war; sie läßt die wahren Zusammenhänge
außer acht; ihre Darstellung ist teilweise nicht nur falsch, sondern suggeriert sogar, daß
das Falsche richtig sei.

Die Kommission behauptet, sie hätte die Einwände Th. Icklers, anhand derer er
zeigt, daß die 22. Auflage des Duden vom amtlichen Regelwerk abweicht, „Punkt für
Punkt überprüft und widerlegt“. Das ist nicht wahr. In fast allen Punkten behält Ickler
mit seinen Einwänden recht, die Erwiderungen der Kommission halten einer kritischen
Überprüfung nicht stand.

Insgesamt wird der Leser der Berichte über die wahren Verhältnisse erheblich ge-
täuscht: Der Stand der Umsetzung der Reform erscheint wesentlich besser, als er in
Wirklichkeit ist. An einigen Stellen kann nicht ausgeschlossen werden, daß Nachläs-
sigkeit die Ursache für die falsche Darstellung ist; an anderen Stellen geschieht diese
Täuschung bewußt, der Kommission ist die gegenteilige Faktenlage bekannt.

Die Annahme der Berichte durch die KMK ist aus wissenschaftlicher Sicht nicht
vertretbar.
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2 Vorbemerkungen

2.1 Zur aktuellen Beschlußlage

Auf ihrer 306. Plenarsitzung am 3. und 4. Juni 2004 hat die Kultusministerkonfe-
renz (KMK) dem 4. Bericht der Zwischenstaatlichen Kommission für deutsche Recht-
schreibung sowie dem ergänzenden Bericht vom 18. Mai 2004 zugestimmt und be-
schlossen, daß die in diesen Berichten vorgeschlagenen Änderungen der Neuregelung
der deutschen Rechtschreibung mit Ablauf der Übergangszeit zum 1. August 2005
in Kraft treten sollen. Außerdem wurde die Einrichtung eines „Rates für deutsche
Rechtschreibung“ beschlossen, „der die Aufgaben der Zwischenstaatlichen Kommis-
sion für deutsche Rechtschreibung sowie der jeweiligen Beiräte“ übernehmen soll.1

Ferner soll er „die Entwicklung der Schreibpraxis beobachten und die Rechtschreibung
auf der Grundlage des orthografischen Regelwerks im notwendigen Umfang weiter-
entwickeln.“ 2 Dies bedeutet, daß die Arbeit der Zwischenstaatlichen Kommission für
deutsche Rechtschreibung, deren Ergebnisse in ihren Berichten niedergelegt sind, die
Grundlage für alle weiteren Schritte bilden wird.

Bei einer gründlichen Durchsicht des 4. und des ergänzenden Berichts zeigt sich
zum einen, daß (insbesondere im Vergleich zum 3. Bericht der Kommission) die in-
haltliche Diskussion recht knapp ausfällt, dabei teilweise oberflächlich bleibt oder pau-
schalisiert. Ein Teilbereich der inhaltlichen Darstellung, auf den die KMK auf ihrer
291. Plenarsitzung am 5. Oktober 2000 besonderen Wert gelegt hat,3 bleibt weitestge-
hend ausgeklammert: Die Kommission geht auf die Erfahrungen mit den neuen Regeln
in der Praxis nicht näher ein, sondern verweist lediglich darauf, daß sie diesen Aspekt
in ihrem 3. Bericht behandelt hat (4. Bericht, S. 6). Daher ist zumindest der entspre-
chende Teil des 3. Berichts als Teil des „Gesamtberichts“ im Sinne des KMK-Auftrags
anzusehen. Es handelt sich dabei um Teil A des 3. Berichts (siehe dazu Punkt 2.3, Zur
besonderen Rolle des 3. Kommissionsberichts; S. 12).

Zum anderen zeigt sich, daß die Berichte (einschließlich des 3. Berichts) erhebliche
wissenschaftliche Mängel aufweisen. Ursache dafür ist, daß die Kommission mehrere
grundlegende Dinge verkennt, die im folgenden erläutert werden.

• Mit der Reform ist das Ziel verbunden, daß man „allein aufgrund der Anwen-
dung der Rechtschreibregeln zu richtigen Wortschreibungen“ kommen kann (4.
Bericht, S. 6). Auf der anderen Seite stellt die Kommission fest, daß die beste-
hende Regelung lediglich „in der überwiegenden Zahl der Fälle [...] zielführend
ist“ (ibid., S. 20) – d. h., sie ist es nicht in allen Fällen. Die Neuregelung verfehlt
an dieser Stelle ihr Ziel. Einer der Gründe ist, daß Widerspruchsfreiheit der Re-
geln notwendig wäre, aber nicht gegeben ist. Auch die jüngsten Korrekturen des

1 Pressemitteilung vom 4. Juni 2004, http://www.kmk.org/aktuell/pm040604.htm.
2 Pressemitteilung vom 15. Oktober 2004, http://www.kmk.org/aktuell/pm041015b.htm.
3 vgl. Pressemitteilg. vom 5. Oktober 2000; http://www.kmk.org/aktuell/pm001005.htm#ref4.
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2.1 Zur aktuellen Beschlußlage

Regelwerks führen darin nicht zu einer Verbesserung.4 Das ist aus wissenschaft-
licher Sicht inakzeptabel, es verletzt ein grundlegendes Kriterium wissenschaft-
licher Arbeit.

• Nach den „zentralen Grundsätzen der Neuregelung“ haben „verschiedene gram-
matisch-formale Proben wegen ihrer leichteren Handhabbarkeit als Kriterien der
Regelung den Vorrang gegenüber semantischen oder anderen Aspekten erhalten“
(4. Bericht, S. 19). Das ist insofern problematisch, als der Zweck eines geschrie-
benen Textes in der Übermittlung eines Inhalts an den Leser besteht; das Primäre
an der Schrift ist nicht das Schreiben, sondern das Gelesenwerden. Das bedeutet,
daß semantische Differenzierungen nicht ohne weiteres vernachlässigbar sind;
die Herangehensweise der Neuregelung birgt damit die Gefahr, den Bedürfnissen
des Lesers zuwiderzulaufen. Weil sie bezüglich der Regelung der Getrennt- und
Zusammenschreibung (GZS) einen Paradigmenwechsel darstellt,5 muß gezeigt
werden, daß die semantische Differenzierung ebenso möglich ist wie zuvor. Dies
gehört zu den unverzichtbaren wissenschaftlichen Aufgaben der Reformer, aber
der Nachweis wurde nicht erbracht.

• Nur eine solche Reform der Schreibweisen ist eine echte, reine Rechtschreibre-
form, die den Wortschatz, die Wortbedeutungen und die Grammatik unangetastet
läßt. All das ist bei der Reform von 1996 nicht der Fall. Als konkretes Beispiel
sei die grammatisch falsche, aber von der Reform erzwungene Schreibweise Leid
tun (das tut mir sehr Leid) angeführt. Relevante Argumente, die diese Schreib-
weise ausschließen und die für die Beibehaltung der herkömmlichen Schreibwei-
se leid tun sprechen, sind von der Kommission ignoriert worden (siehe weiter
unten Abschnitt 10.3.1, S. 32). Der Fehler entsteht durch die Zuordnung von leid
zur Wortart Substantiv (vgl. § 34[3]; 4. Bericht, S. 22). Dies ist wissenschaftlich
nicht haltbar.

4 Konkret schlägt die Kommission bei der Getrennt- und Zusammenschreibung (GZS) von Verbin-
dungen mit Partizipien zum einen eine Regeländerung vor, die sie mit Hilfe einer nicht durch den
Regeltext gedeckten Argumentation begründet. Des weiteren führt sie die Freigabe der GZS bei ei-
ner Klasse von Verbindungen ein, für die sie zuvor allein die Getrenntschreibung als regelkonform
festgestellt hat – ohne die entsprechende Getrenntschreibungsregel zu ändern. Diese logischen Wi-
dersprüche machen den betreffenden Paragraphen weitgehend unbrauchbar (siehe dazu weiter unten
den Abschnitt 10.2, Verbindungen mit Partizipien; S. 27).

5 Der herkömmlichen GZS liegt folgende Auffassung zugrunde: „Dem Wandel von der Getrennt- zur
Zusammenschreibung liegt oft ein Bedeutungswandel zugrunde. Er ist also in erster Linie ein sprach-
licher, erst in der Folge ein rechtschreiblicher Vorgang. Wesentlich ist, daß die Schreibung sinnvoll
und unmißverständlich ist. Da die Entwicklung nicht abgeschlossen ist und das Nebeneinander ge-
danklich zusammengehöriger Wörter oft eine verschiedene Deutung zuläßt, ergeben sich häufig Fäl-
le, wo beide Schreibungen möglich sind und wo man die persönliche Entscheidung gelten lassen
muß. Bedeutung, Betonung und Schreibung sind oft voneinander abhängig. Die Betonung gibt Hin-
weise für die Schreibung.“ (K 124) In: Der Große Duden. Wörterbuch und Leitfaden der deutschen
Rechtschreibung, Leipzig 1981, S. 619.
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2 Vorbemerkungen

• Die Gültigkeit logischer bzw. wissenschaftlicher Argumente ist unabhängig da-
von, wann, wie oft und von wem sie vorgebracht werden; sie hängt allein von
der inhaltlichen Richtigkeit ab. Das gilt auch für Einwände gegen die reformierte
Rechtschreibung aufgrund linguistischer Analysen; es ist belanglos, wie häufig
diese geäußert wurden. Die Kommission verweist jedoch in ihrer Begründung,
keine Änderungen im Bereich der Laut-Buchstaben-Zuordnungen vorzunehmen,
darauf, daß die „Kritik an den neuen Schreibungen [...] stark abgeflaut“ ist (4.
Bericht, S. 10). Mehr noch: Die Kommission schiebt in diesem Bereich sogar lin-
guistische Argumente pauschal beiseite und erklärt die in der Kritik an der Neure-
gelung benannten Probleme zu einer Frage der Gewöhnung: „Ganz offensichtlich
spielt [...] hier die Gewöhnung eine große Rolle. Unabhängig von allen linguisti-
schen oder nichtlinguistischen Argumenten ist [...] eine gewisse Zeit vonnöten,
gespeicherte Schreibschemata durch neue zu ersetzen.“ (4. Bericht, S. 10f)6

Die Getrennt- und Zusammenschreibung (GZS) ist darüber hinaus generell pro-
blematisch. Die Kommission wird deren Neuregelung nicht Herr; dies zeigt sich an
folgenden zwei Widersprüchen:

• Bei den allgemeinen Bemerkungen zur GZS führt die Kommission zum Kon-
zept des neuen Regelwerks aus, daß „der schon bisher geltende Grundsatz, wo-
nach in nicht eindeutig geregelten Bereichen getrennt geschrieben werden soll,
verstärkt wird. Die Getrenntschreibung gilt als Normalfall und nur die Zusam-
menschreibung ist eigens zu regeln.“ (4. Bericht, S. 16) Dieser Grundsatz wird
aber vom Regelwerk nicht eingehalten, denn es enthält sehr wohl explizite Ge-
trenntschreibungsregeln. Die Reformer und Kommissionsmitglieder Gallmann
und Sitta schreiben dazu:7

Der Grundsatz, dass nur die Zusammenschreibung eigens zu regeln
ist, konnte allerdings im neuen Regelwerk in einigen Bereichen nicht
durchgehalten werden, so bei Fügungen aus Adjektiv und Verb sowie
aus Adjektiv und Adjektiv: Hier gibt es auch besondere Regeln für
die Getrenntschreibung. (In der amtlichen Neuregelung sind sie als
Erläuterungen getarnt!)

• Die Kommission betont häufig das „Ziel der Neuregelung, den Schreibenden wie-
der die Möglichkeit zu geben, allein aufgrund der Anwendung der Rechtschreib-
regeln zu richtigen Wortschreibungen kommen zu können“ (4. Bericht, S. 6) –

6 Konkret wurden beispielsweise „schnäuzen“ und „verbläuen“ öffentlich kritisiert. Diese Kritik wurde
von der Kommission im 3. Bericht zur „Falschmeldung“ erklärt, obwohl schon ein kurzer Blick in
die etymologischen Wörterbücher zeigt, daß sie stichhaltig ist. Die entsprechende Stellungnahme
der Kommission ist nicht nur falsch, mit ihrer Darstellung suggeriert sie sogar – wider besseres
Wissen –, daß das Falsche richtig sei (siehe dazu weiter unten die Abschnitte 13.2, „Schnauze“ und
„schneuzen“, und 13.3, „zerbläuen“; S. 43 u. S. 44).

7 P. Gallmann/H. Sitta, „Handbuch Rechtschreiben“, Lehrmittelverlag des Kantons Zürich, 1996, S. 92.
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2.2 Zum „Rat für deutsche Rechtschreibung“

dies auch im Zusammenhang mit der GZS (siehe 4. Bericht, S. 19). Dagegen
kommt sie im Ergänzenden Bericht zu dem abschließenden Fazit:

Darüber hinaus möchte die Kommission festhalten, dass die Diskussi-
on in den Jahren seit der Einführung des neuen Regelwerkes und nicht
zuletzt auch die Gespräche mit Vertretern der Deutschen Akademie für
Sprache und Dichtung gezeigt haben, dass der Bereich der Getrennt-
und Zusammenschreibung äußerst schwierig in Regeln zu fassen ist,
weil sich ständig neue Entwicklungen ergeben. Eine fortlaufende Be-
obachtung der Sprachentwicklung ist ebenso unerlässlich wie weite-
re gelegentliche Anpassungen des Regelwerks. In diesem Sinne muss
der Bereich der Getrennt- und Zusammenschreibung in ganz besonde-
rer Weise (ähnlich wie die Entwicklung bei der Fremdwortintegrati-
on) sowohl offen als auch außerhalb jeder rigiden Ahndung im schuli-
schen Bereich bleiben. Getrennt- und Zusammenschreibung kann auf
Grund seiner Komplexität, Kompliziertheit und Offenheit nicht Ge-
genstand eines eng normierenden schulischen Rechtschreibunterrichts
bzw. schulischer Fehlerkorrektur sein.

Mit anderen Worten: Die nicht zuletzt für die Schule konzipierten neuen Regeln sind,
soweit es die GZS betrifft, für eine Anwendung im Schulunterricht nicht geeignet. Sie
sind darüber hinaus wegen der Weiterentwicklung der Sprache generell schlecht geeig-
net, die GZS zu erfassen. Weil die Reform nicht die gängige Schreibpraxis wiedergibt
und dies auch nicht beabsichtigt war, es nun aber doch Anpassungen daran geben soll,
steht damit auch die Begründung für die Notwendigkeit dieser Reform in Frage.

2.2 Zum „Rat für deutsche Rechtschreibung“

Der „Rat für deutsche Rechtschreibung“ soll die Aufgaben der Zwischenstaatlichen
Kommission für deutsche Rechtschreibung und die ihrer Beiräte übernehmen. Aus der
Anlage der Pressemitteilung zu den Ergebnissen der 307. Plenarsitzung der Kultusmini-
sterkonferenz8 geht hervor, welche Mitglieder von deutscher Seite im Rat für deutsche
Rechtschreibung vorgesehen sind:9

– Institut für deutsche Sprache

– Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung

– Gesellschaft für deutsche Sprache

– Union der deutschen Akademien der Wissenschaften

– Fachverband Deutsch im Deutschen Germanistenverband
8 http://www.kmk.org/aktuell/pm041015b.htm.
9 Zu den von Österreich nominierten Mitgliedern siehe unten, für die Schweizer Mitglieder liegt noch

keine offizielle Nominierung vor.
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2 Vorbemerkungen

– Symposium Deutschdidaktik

– Duden-Verlag

– Wissen Media Verlag/Wahrig-Wörterbuch

– Börsenverein des deutschen Buchhandels

– VdS Bildungsmedien e.V.

– Arbeitsgemeinschaft der deutschsprachigen Nachrichtenagenturen

– Bundesverband deutscher Zeitungsverleger e.V. (BDZV)

– Verband deutscher Zeitschriftenverleger e.V.

– PEN-Zentrum Deutschland

– Deutscher Journalistenverband/Deutsche Journalistenunion

– Lehrerinnen- und Lehrerverbände in DGB und DBB

Der bisherige deutsche Beirat weist folgende Zusammensetzung auf:10

– Dudenredaktion

– Bertelsmann-Lexikonverlag GmbH

– Wahrig-Wörterbuchredaktion

– Börsenverein des Deutschen Buchhandels

– VdS Bildungsmedien e.V.

– Arbeitsgemeinschaft der deutschsprachigen Nachrichtenagenturen

– Bundesverband deutscher Zeitungsverleger e.V.

– Verband deutscher Zeitschriftenverleger e.V.

– PEN-Zentrum Bundesrepublik Deutschland

– Deutscher Journalistenverband

– Deutscher Gewerkschaftsbund – Lehrerorganisationen

– Deutscher Beamtenbund – Lehrerorganisationen

– Bundeselternrat

– Deutsches Institut für Normung e.V.

– Verband deutscher Schriftsteller in der IG Medien

– Verband der Freien Lektorinnen und Lektoren e.V.

Wie man erkennt, ist von deutscher Seite die Besetzung des Rates mehrheitlich gleich
der des bisherigen Beirats.11 Jener hatte am 3. und 4. Kommissionsbericht nichts We-
sentliches auszusetzen, die in der vorliegenden Untersuchung aufgezeigten Fehler und
10 vgl. Pressemitteilung vom 8. Februar 2001, http://www.kmk.org/aktuell/pm010208b.htm,

sowie http://www.vfll.de/pages/aktivitaeten.html#Rechtschreibung.
11 Dessen Zusammensetzung geht im wesentlichen auf einen Vorschlag der Zwischenstaatlichen Kom-

mission für deutsche Rechtschreibung zurück; vgl. die Darstellung des Verbandes der Freien Lekto-
rinnen und Lektoren (VFLL) e.V. (Internetseite siehe Fußnote 10).
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2.2 Zum „Rat für deutsche Rechtschreibung“

Mängel werden in seinen Stellungnahmen nicht benannt. Explizit heißt es (3. Bericht,
S. 128f 12):

Der bundesrepublikanische Beirat setzt sich mit Nachdruck dafür ein,

1. dass keine grundlegende alternative Regelung von zentralen Komple-
xen des amtlichen Regelwerks vorgenommen wird, sondern dass die
vorhandenen Regeln präzisiert werden.

Diese Präzisierungen sollen ausschließlich auf der Basis des amtli-
chen Regelwerks erfolgen. Eine »Reform der Reform« ist weder sach-
lich begründet noch aus der Sicht der Schreibenden sinnvoll. Trotz
der in einigen Punkten divergierenden linguistischen Ansichten darf
nicht übersehen werden, dass das Regelwerk in weiten Bereichen eine
deutliche Systematisierung vornimmt [...]

Im Rahmen eines Durchgangs durch den gesamten vorläufigen Bericht er-
geben sich eine Reihe von weiteren Präzisierungswünschen, Ergänzungen
und Korrekturvorschlägen, die die Kommission berücksichtigen soll. In
diesem Zusammenhang hebt der bundesrepublikanische Beirat resümie-
rend hervor, dass der dritte Bericht der Zwischenstaatlichen Kommissi-
on für deutsche Rechtschreibung eine grundlegende, umfassende und auf-
schlussreiche Analyse zur Akzeptanz der neuen deutschen Rechtschrei-
bung in verschiedenen wichtigen staatlichen und nichtstaatlichen Institu-
tionen darstellt. [...]

Da sich der Beirat offenbar auch mit grundsätzlichen Fragestellungen und der lingui-
stischen Fachdiskussion beschäftigt hat, wären von ihm Anmerkungen zu den in der
vorliegenden Untersuchung aufgezeigten Fehlern und Mängeln der Kommissionsbe-
richte zu erwarten gewesen. Daß diese ausgeblieben sind, weist darauf hin, daß der
Beirat unzuverlässig gearbeitet hat. Die Überführung des Beirats in den „Rat für deut-
sche Rechtschreibung“ ist daher aus wissenschaftlicher Sicht problematisch. Die in der
vorliegenden Untersuchung geäußerte Kritik überträgt sich damit auf den Rat.

Von Österreich sind folgende Ratsmitglieder nominiert worden:

– Karl Blüml (Vorsitzender der Zwischenstaatlichen Kommission)

– Richard Schrodt (Mitglied der Zwischenstaatlichen Kommission)

– Ulrike Steiner (Mitglied der Zwischenstaatlichen Kommission)

– Helmut Zilk (ehem. Unterrichtsminister)

– Kurt Scholz (ehem. Stadtschulratspräsident von Wien)

– Hans Haider (ehem. leitender Kulturredakteur der „Presse“)
12 Die Seitenangaben zum 3. Bericht beziehen sich auf das Originaldokument und nicht auf die von der

Internetseite der Rechtschreibkommission abrufbare PDF-Fassung. Zur Numerierung des Originals
siehe http://www.rechtschreibreform.de/K3/K3_alles.html.
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2 Vorbemerkungen

– Ludwig Laher (Schriftsteller)

– Georg Glöckler (Geschäftsführer des Schulbuchverlags öbv&hpt)

– Günter Lusser (Mitarbeiter der Pädagogischen Akademie Feldkirch)

Dazu ist zum einen anzumerken, daß der beteiligete Schulbuchverlag öbv&hpt nicht nur
durch seinen Geschäftsführer, Herrn Glöckler, vertreten ist, sondern auch durch Frau
Steiner, die als Lektorin für den Verlag arbeitet. Darüber hinaus hat Herr Lusser sein
Übungsbuch zur reformierten Rechtschreibung bei öbv&hpt verlegt. Zum anderen ist
mit Herrn Blüml nicht nur ein Mitglied der Zwischenstaatlichen Kommission nominiert
worden, sondern auch einer der Mitautoren der Reform: Blüml gehörte zunächst der
österreichischen Kommission zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung und im
Anschluß daran dem Internationalen Arbeitskreis für Orthogaphie an, der die Reform
ausgearbeitet hat. Darüber hinaus geht die Zusammensetzung der Zwischenstaatlichen
Kommission auf diese Gruppe der Reformer zurück; die Kultusminister haben darauf
keinen Einfluß genommen.13

Die mit der Nominierung der Kommissionsmitglieder Blüml, Steiner und Schrodt
verbundene Kontinuität in der Arbeit ist aber keineswegs positiv zu beurteilen – im Ge-
genteil: Über die in der vorliegenden Untersuchung aufgezeigten Fehler und Mängel der
Kommissionsberichte hinaus weist die Reform an sich nicht nur viele Schwachpunkte,
Unstimmigkeiten und eklatante Mängel auf, sie ist auch in einem zentralen Bereich,
der Getrennt- und Zusammenschreibung, gescheitert (vgl. den vorigen Abschnitt); dies
letztlich wegen einer verfehlten Konzeption.

Dieselben Wissenschaftler mit der Weiterentwicklung der Rechtschreibung zu be-
auftragen, die mit ihrer Arbeit an der Reform und in der Zwischenstaatlichen Kommis-
sion gezeigt haben, daß sie dafür nicht geeignet sind, ist nicht nur aus wissenschaftlicher
Sicht vollkommen inakzeptabel.

2.3 Zur besonderen Rolle des 3. Kommissionsberichts

Dem 3. Kommissionsbericht kommt dadurch eine besondere Rolle zu, daß darin (wie
von der KMK verlangt) der Stand der Umsetzung der Neuregelung ausführlich darge-
stellt wird. Außerdem werden darin spezielle Aspekte aus zwei Bereichen der Neure-
gelung, der Getrennt- und Zusammenschreibung sowie Groß- und Kleinschreibung, in-
haltlich sehr eingehend diskutiert. Diese Diskussionen bilden die argumentative Grund-
lage für die entsprechenden im 4. Bericht vorgeschlagenen (bzw. abgelehnten) Ände-
rungen. Meine folgenden detaillierten Untersuchungen dieser Änderungen sowie der
Arbeit der Kommission insgesamt orientieren sich daher am 3. Kommissionsbericht.
Wo sich Entsprechendes im 4. Kommissionsbericht findet, gehe ich jeweils darauf ein.

Der 3. Kommissionsbericht umfaßt den Zeitraum vom 1. Januar 2000 bis 31. De-
zember 2001 (Redaktionsschluß: 8. November 2001). Er weist folgende (grobe) Glie-
derung auf:
13 vgl. H. H. Munske, „Verfehlte Kulturpolitik“, Kunst und Kultur 1998.
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3 Zur Einleitung des 3. Berichts (S. 3ff)

Einleitung
Teil A: Die Anwendung der neuen Rechtschreibung
Teil B: Diskussion alternativer Regelungen
Zusammenfassung
Anlagen

Meine Kritik folgt dieser Gliederung. Es wird zunächst die betreffende Textstelle ange-
geben (mit Abschnitts- und Seitennummer14), im Wortlaut zitiert und dann diskutiert.
Ziel dieser Untersuchung ist es, die Angaben der Kommission – auf die seitens der
KMK explizit als „wissenschaftliche Kommission“ Bezug genommen wird15 – zu über-
prüfen und die Mängel und Fehler in ihrer wissenschaftlichen Arbeit zu dokumentieren.
Trotz der ausführlichen Zitate in der vorliegenden Untersuchung empfiehlt es sich, den
3. und 4. Bericht parallel dazu zu lesen.

3 Zur Einleitung des 3. Berichts (S. 3ff)

Im Anschluß an einige technische Vorbemerkungen stellt die Kommission auf S. 4 fest:

Innerhalb der zwei Jahre, die dieser Bericht umfasst, kam es zu einer immer
stärkeren Anwendung der neuen Rechtschreibung. Dies nicht nur in den
Bereichen, in denen die Einführung der Neuregelung durch Erlass vorge-
schrieben ist (also in Schulen und bei Behörden), sondern auch durch viele
eigenverantwortliche Umstellungen, angefangen bei den Zeitungsverlagen
bis hin zu privat Schreibenden.

Diese rein beobachtende Beschreibung sagt nichts darüber aus, warum bzw. wie es zu
den „eigenverantwortlichen Umstellungen“ kam. So ist beispielsweise bei den meisten
im privaten Bereich benutzten Textverarbeitungsprogrammen die reformierte Schrei-
bung bei der Rechtschreibkorrektur voreingestellt. Die Umstellungen bei den Zeitungs-
verlagen hängen eng mit der Entscheidung von dpa (Deutsche Presse-Agentur) zur Ein-
führung der reformierten Rechtschreibung zusammen und sind keineswegs in allen Fäl-
len als eigenverantwortlich anzusehen.16

In einer Einleitung brauchen zwar keine Details angesprochen zu werden, aber
grundlegende Einflüsse müssen benannt werden, sonst wird die Darstellung einseitig.
Dies gilt auch für folgende Passage (S. 5):

Während sich zum 1. August 2000 auch die Behörden der Europäischen
Union auf die Neuregelung der deutschen Rechtschreibung umstellten, kehr-
te die FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG (FAZ) an diesem Tag

14 siehe dazu Fußnote 12.
15 vgl. Pressemitteilg. vom 5. Oktober 2000, http://www.kmk.org/aktuell/pm001005.htm#ref4.
16 Die Vorgänge, die zu der Entscheidung von dpa geführt haben, sind nicht restlos bekannt. Siehe dazu

Th. Ickler, „Regelungsgewalt. Hintergründe der Rechtschreibreform“, Leibniz-Verlag St. Goar, 2001;
hier: Teil VI.
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4 Zu A 1, „Muttersprachlicher Unterricht/Schule“ (S. 7ff)

zur alten Schreibung zurück. Vorangegangen war eine Vorab-Rezension der
für August angekündigten 22. Auflage des Rechtschreibduden von Th. Ick-
ler in der WELT mit der Meldung, der Duden würde angeblich wesentliche
Teile der Neuregelung zurücknehmen und die Kommission arbeite insge-
heim an einer „Reform der Reform“. Zwar findet die FAZ in der Folgezeit
keine Nachahmer (und selbst die ab Januar 2001 erscheinende Internetaus-
gabe der FAZ, die „FAZ-NET“, verwendet die neue Schreibung), doch löst
ihr Vorgehen eine neue Welle der Diskussion aus, in der wiederum alle
bekannten Vorurteile auftreten und die nur langsam abebbt.[1]

Hier werden einerseits Details benannt, die das Vorgehen der FAZ in ein schlechtes
Licht rücken und unglaubwürdig erscheinen lassen. Andererseits wird die Kritik an der
Reform pauschal als eine »Welle der Diskussion [...], in der wiederum alle bekannten
Vorurteile auftreten«, bezeichnet. (Die Fußnote 1 verweist auf die Anlage 1, in der
die Kommission unter der Überschrift „Immer wieder falsche Beispiele“ punktuell auf
Anmerkungen zu, Einwände gegen und Kritik an der Neuregelung eingeht. Zu den darin
festgestellten Fehlern siehe weiter unten, Punkt 13 dieses Textes.)

Diese Darstellung ist einseitig: Gründe für die Rückkehr der FAZ zur herkömm-
lichen Schreibung werden ebensowenig benannt wie die Existenz objektiv gegen die
Reform sprechender Probleme der neuen Regelung. Es wäre die Aufgabe dieser mit
Wissenschaftlern besetzten Kommission gewesen, jene Probleme zu benennen. Indem
sie dies unterläßt, stellt die Kommission die Situation nicht wahrheitsgemäß dar.

4 Zu A 1, „Muttersprachlicher Unterricht/Schule“
(S. 7ff)

4.1 Bewertung von schulischen Befunden und Äußerungen
von Lehrern durch die Kommission

Im Abschnitt A 1.2, „Die Akzeptanz der Neuregelung in der Schule“ (S. 9f) kommt die
Kommission zu dem Fazit:

Wenn man die von Schulbehörden, Schulen, Lehrkräften, Fortbildungsein-
richtungen, Verlagen, Redakteuren und Autoren aus der Bundesrepublik
Deutschland, Österreich und der Schweiz vorliegenden Berichte bzw. Äu-
ßerungen zusammenfasst, ergibt sich als übereinstimmendes Resultat, dass
die Umsetzung der Neuregelung in den Schulen problemlos erfolgt ist.

Auch dies mag als rein beobachtende Beschreibung zutreffen. Es sagt aber nichts Ge-
naues darüber aus, in welcher Form bzw. wie weitgehend die Neuregelung tatsächlich
von den Lehrern verstanden worden ist. Dazu, wie gut die Lehrer über die Neuregelung
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4.1 Bewertung von schulischen Befunden und Äußerungen von Lehrern [...]

unterrichtet worden sind, heißt es im vorhergehenden Abschnitt A 1.1, „Allgemeines“
(S. 8):

Die Einführung der neuen Rechtschreibung in der Schule war in allen Län-
dern gut vorbereitet. So hatte es seit sehr früher Zeit und dann immer wie-
der Informationen in diversen Publikationsorganen für eine breitere Öffent-
lichkeit gegeben, und gerade in der Schule hat sich positiv ausgewirkt, dass
es von früh an systematische, speziell an Lehrer adressierte Information auf
verschiedenen Wegen gegeben hat.

Information, Betreuung und Ermunterung durch die Behörden waren, nach-
dem die Neuregelung einmal beschlossen war, sehr gut. Die Einführung
der Neuregelung an den Schulen war insgesamt geprägt durch Ermunte-
rung (zum Beispiel sofort anzufangen), handhabbare Ratschläge, schnelle
Umstellung der Schulbücher und überlegte Gewichtung.

Die Neuregelung wurde am 1. Juli 1996 beschlossen, der Beschluß sah ein Inkrafttre-
ten der Neuregelung zum 1. August 1998 vor. Insofern mutet eine Ermunterung, sofort
anzufangen, befremdlich an, ebenso wie die schnelle Umstellung der Schulbücher und
die Betonung „handhabbarer Ratschläge“ bzw. einer „überlegten Gewichtung“. All dies
ist in Anbetracht einer gut zweijährigen Vorlaufphase nicht nur unnötig, sondern kon-
traproduktiv: Bei einer zu raschen Einführung besteht keine Möglichkeit mehr, erst in
jener Phase erkannte Probleme zu korrigieren. Bereits im Herbst 1997 bezeichnete die
Kommission in ihrem ersten Bericht (genauer: in dessen Entwurfsfassung) Korrekturen
der Getrennt- und Zusammenschreibung als unumgänglich notwendig. Diese wurden
aber von den Kultusministern abgelehnt, so daß seitdem ein als fehlerhaft erkanntes
Regelwerk die Grundlage für den Schulunterricht bildet.

Weiter gilt es zu bedenken,17

daß die meisten Lehrer das amtliche Regelwerk nicht kennen, sondern Kurz-
fassungen und Handreichungen besitzen, die ein vereinfachtes Bild der
Neuregelung und damit den Eindruck einer vereinfachten Rechtschreibung
vermitteln.

Im Unterschied zu den Ausführungen der Kommission, die sich auf die Aktivitäten
der Kommission und der Behörden beziehen, stellt dies eine Aussage darüber dar, was
die Lehrer in Wirklichkeit von der Reform wissen; dies ist letztlich für eine korrekte
Umsetzung der Reform entscheidend.

Im Abschnitt A 1.3, „Zur Akzeptanz der einzelnen Neuregelungsbereiche“ heißt es
unter der Überschrift „Getrennt- und Zusammenschreibung“ in bezug auf Vorbehalte
seitens der Lehrer (S. 12f):

17 Th. Ickler, Kommentar zum dritten Bericht der Rechtschreibkommission, S. 5;
http://rechtschreibreform.de/K3/IcklerK3Kommkurz.pdf.
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4 Zu A 1, „Muttersprachlicher Unterricht/Schule“ (S. 7ff)

Bei der Bewertung dieses Befunds ist zu beachten, dass die Regelung der
Getrennt- und Zusammenschreibung zu den Punkten gehört, die in der öf-
fentlichen Diskussion besonders hart angegriffen worden sind. [...]

Die Sensibilität der Lesenden und der Schreibenden (sowohl innerhalb als
auch außerhalb der Schule) ist im Moment außerordentlich hoch. Das
begründet so manche Reaktion, die zu anderen Zeiten anders ausgefallen
wäre.

Die Kommission relativiert hier die an der Reform vorgebrachte Kritik mit dem Hinweis
auf eine mögliche Beeinflussung durch die öffentliche Diskussion. Wenn die Kommissi-
on aber eine solche Beeinflussung der Lehrer annimmt, kann sie nicht davon ausgehen,
daß diese ausschließlich zu einer ablehnenden Haltung gegenüber der Reform geführt
hat – schließlich gab es in der öffentlichen Diskussion auch Stimmen, die bestimmte
Bereiche der Reform besonders positiv dargestellt haben, darunter auch die Getrennt-
und Zusammenschreibung. Diese gegenteilige Einflußmöglichkeit wird aber nirgends
von der Kommission berücksichtigt, so daß nicht klar ist, wie verläßlich die positiven
Äußerungen der Lehrer zur Reform in dieser Hinsicht sind, auf die die Kommission
andernorts verweist.

Dies gilt umso mehr, als nicht ersichtlich ist, ob die Kommission überprüft hat,
inwieweit die Lehrer die Neuregelung selber beherrschen. Das Fehlen einer solchen
Überprüfung ist als schweres Versäumnis der Kommission anzusehen, denn ohne das
Wissen darüber, was der Lehrer letztlich seinen Schülern im Unterricht wirklich ver-
mittelt, ist eine Bewertung der Situation in den Schulen ohne Grundlage und das von
der Kommission gezogene positive Fazit gegenstandslos.

Eine derartige Untersuchung hat jedoch H. Marx durchgeführt. 200 Lehramtskan-
didaten für den Grundschulunterricht wurden auf ihre Kenntnisse der neuen Recht-
schreibregeln getestet. Es ergab sich, daß nur 60 Prozent die neue Regel für die „ß/ss“-
Schreibung richtig verstehen und handhaben und daß sie alle anderen Neuerungen der
Rechtschreibung noch schlechter beherrschen.

Über diese Ergebnisse berichtete die Zeitung „Die Welt“ in ihrer Ausgabe vom 2.
Oktober 2000. Da dies innerhalb des Berichtszeitraumes des 3. Kommissionsberichts
liegt, hätte die Kommission diese Untersuchung erwähnen müssen. Dies nicht getan zu
haben ist ein gravierendes Versäumnis der Kommission, da sie unter Einbeziehung der
Ergebnisse dieser Untersuchung zu einer anderen Einschätzung der Situation an den
Schulen gekommen wäre.

4.2 Die Studie von H. Marx zur s-Laut-Schreibung

Im Abschnitt A 1.3, „Zur Akzeptanz der einzelnen Neuregelungsbereiche“ (S. 11ff)
faßt die Kommission das Ergebnis der Studie von H. Marx zur Rechtschreibleistung
vor und nach der Rechtschreibreform folgendermaßen zusammen (S. 11):
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4.2 Die Studie von H. Marx zur s-Laut-Schreibung

Für unseren Zusammenhang wichtig ist, dass Marx keinen positiven Re-
formeffekt für die s-Wörter fand: Vielmehr schneiden die nach der Neu-
regelung unterrichteten Kinder sowohl bei den reformkritischen s-Wörtern
wie auch bei den reformunkritischen Wörtern deutlich schlechter ab als die
nach der alten Regelung unterrichteten Kinder. Dieser Befund gilt sowohl
für monolinguale wie für bilinguale Kinder; auch die rechtschreibschwa-
chen Kinder lassen keinen positiven Reformeffekt erkennen. Bei den üb-
rigen Wortpaaren des Tests waren keine signifikanten Unterschiede in der
Rechtschreibleistung zwischen den Schülergruppen erkennbar.

Hierzu ist anzumerken, daß in der von H. Marx durchgeführten Studie die Fehlerhäu-
figkeiten untersucht wurden und nicht die Akzeptanz. Dieser Zusammenhang wird erst
von der Kommission hergestellt.

Der Befund von H. Marx spricht gegen den Erfolg der Reform. Die Kommission
geht mit folgender Anmerkung darauf ein (S. 12):

Dem Befund ist in der Fachdiskussion widersprochen worden. So hat sich
Sigrun Richter zu Wort gemeldet [3]. Sie kritisiert die geringe Zahl kriti-
scher Wörter aus dem Test; vor allem aber stellt sie heraus, dass es sich bei
den 1998 untersuchten Kindern um Umlerner handelt und dass auch Neu-
lerner [4] – noch für längere Zeit – im schulischen und außerschulischen
Schriftumfeld sowohl alter als auch neuer Rechtschreibung begegnen. In-
sofern ist nach ihrer Meinung der Zeitpunkt, Reformeffekte zu überprüfen
vorläufig noch nicht gekommen.

Natürlich hat das alltägliche Umfeld der Schüler einen Einfluß auf ihren Rechtschreib-
erwerb. Das bedeutet aber nicht, daß es nicht möglich oder nicht sinnvoll wäre, die
Auswirkung der Reform unter den beschriebenen Umständen zu prüfen – im Gegenteil:
Es geht der Kommission hierbei ja gerade um die „Akzeptanz der einzelnen Neurege-
lungsbereiche“, und das muß unter den Umstellungsbedingungen (und insbesondere an
Umlernern) geprüft werden, sonst wäre die Frage nach der Akzeptanz gegenstandslos.

Die Ansicht von S. Richter läuft dagegen darauf hinaus, daß sie es befürwortet, die
Auswirkungen der Reform erst zu prüfen, wenn das „außerschulische Schriftumfeld“
weitgehend von der reformierten Rechtschreibung beherrscht und mithin also die Re-
form weitestgehend akzeptiert wäre.

Fußnote 4 in obigem Zitat lautet:

[4] Für Neulerner hat H. Marx Anfang 2001 die Untersuchung wiederholt.
Die Ergebnisse liegen noch nicht vor.

Die Kommission hat sich am 9. November 2004 mit H. Marx getroffen.18 Das wird im
3. Bericht nicht erwähnt, weil der Redaktionsschluß des Berichts am 8. November war.
18 vgl. R. Markner, „Neue Regeln erschweren das Lernen“, Berliner Zeitung, 9. September 2004.
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5 Zu A 2, „Deutsch als Fremdsprache (DaF)“ (S. 15ff)

Bemerkenswerterweise findet sich im Kommissionsbericht an anderer Stelle eine An-
merkung, die die Einwände von S. Richter entkräftet. Im Abschnitt A 5, „Presseorgane“
heißt es auf S. 32:

Damit ist im Ganzen die neue Rechtschreibung für die Kinder zwar prä-
sent, doch finden sich hier eben jene Fehler, die H. Marx auch bei den
Schülerinnen und Schülern festgestellt hat.

Offenbar treten die gleichen Schwierigkeiten, wie sie bei den Schulkindern festgestellt
wurden, auch unter professionell Schreibenden auf. Das spricht zum einen für die Re-
levanz und die Korrektheit der Ergebnisse der Studie von H. Marx, zum anderen spricht
es gegen die von der Kommission angeführten Bedenken von S. Richter.

Fazit: Bei der Bewertung des gegen die Reform sprechenden Befundes von H. Marx
bedient sich die Kommission einer nicht stichhaltigen Erwiderung, so daß der negative
Befund nicht entkräftet wird.

5 Zu A 2, „Deutsch als Fremdsprache (DaF)“
(S. 15ff)

Über das bereits unter 4.1 und 4.2 Angemerkte hinaus läßt sich in einem weiteren Punkt
eine sehr einseitige Darstellung der Situation durch die Kommission feststellen. Die
Kommission erklärt (S. 16):

Bei den Germanisten in nichtdeutschsprachigen Ländern kann man, ver-
gleichbar den Germanisten in deutschsprachigen Ländern, grob zwei Grup-
pen unterscheiden:

• diejenigen, die vornehmlich mit der Lehre der deutschen Sprache (für
Anfänger und Fortgeschrittene) befasst sind,

• und diejenigen, die, darauf aufbauend, Germanistik als Fachwissen-
schaft (Literaturwissenschaft, Linguistik, Kulturwissenschaft) lehren.

[...]
Die Angehörigen der zweiten Gruppe, besonders die Literaturwissenschaft-
ler, standen und stehen der neuen Rechtschreibung weitgehend kritisch ge-
genüber. In Gesprächen zeigt sich jedoch, dass ihr Interesse an der neuen
Rechtschreibung und damit auch ihr Wissen um Einzelheiten der Neurege-
lung der deutschen Rechtschreibung meist sehr gering ist. Immer wieder
kann man Äußerungen hören wie „Ich bedauere, dass das ß abgeschafft
wurde“ oder „Dass Philosophie nun mit f geschrieben werden soll, finde
ich grässlich“ oder „Ist die Reform inzwischen eingeführt?“.
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5 Zu A 2, „Deutsch als Fremdsprache (DaF)“ (S. 15ff)

Hier fällt auf, daß bei Lehrkräften, die sich kritisch zur Reform äußern, genau hinge-
schaut wird, wie weit sie mit Einzelheiten der Neuregelung vertraut sind, im Gegensatz
zu der zuvor getroffenen pauschalen Feststellung der problemlosen Umsetzung (s. o.,
Abschnitt 4.1, S. 14). Außerdem geht die Kommission nicht darauf ein, wie diejeni-
gen Auslandsgermanisten ihre kritische Haltung gegenüber der Reform begründen, die
mehr als ein nur geringes Interesse an der (bzw. Wissen über die) Neuregelung haben.

In ihrer Einschätzung stützt sich die Kommission im wesentlichen auf einen Aufsatz
des ungarischen Germanisten Cs. Földes und kommt auf S. 17 zu dem Fazit:

Für eine generelle Beurteilung der Auswirkungen der neuen Rechtschrei-
bung auf den Bereich Deutsch als Fremdsprache ist es noch zu früh. Es ist
aber wohl berechtigt, schon jetzt folgende Thesen aufzustellen:

• Bei der Umstellung auf die neue Rechtschreibung gibt es keine gra-
vierenden Probleme.

• Die Behauptung einiger Gegner, die neue Rechtschreibung schade der
deutschen Sprache im Ausland, lässt sich nicht belegen.

[...]

Dem steht gegenüber, daß von Auslandsgermanisten sehr wohl gravierende Argumente
gegen die Reform geäußert worden sind, die gerade das belegen, was die Kommission
hier bestreitet.

Zu nennen sind insbesondere Ausführungen von G. Korlén (Stockholm) und J.-M.
Zemb (Paris). Sie haben in Fach- bzw. Tageszeitungsveröffentlichungen u. a. auf die
Erschwernis des Deutschlernens aufmerksam gemacht, die aus dem durch die Recht-
schreibreform bedingten Verschwinden von Zusammenschreibungen aus den (zwei-
sprachigen) Wörterbüchern resultiert: Bislang bestehende 1:1-Beziehungen zwischen
deutschen Wörtern und denen der jeweiligen Fremdsprache gehen verloren.

Dadurch wird es für einen Ausländer wesentlich schwerer, einen deutschen Text in
seine Muttersprache zu übersetzen, da die getrennt geschriebenen Wörter unterschied-
liche Bedeutungen haben können (soll etwa in einem konkreten Fall „wohl bekannt“
nur „vermutlich bekannt“ oder „sehr gut bekannt“ bedeuten?).

Im Fall der Beziehung des Deutschen zum Schwedischen und zu den anderen skan-
dinavischen Sprachen ist dies besonders folgenreich, weil es in diesen Sprachen das
gleiche Wortbildungsmuster gibt. Die Aufspaltung von Zusammensetzungen wie krieg-
führend, tiefschürfend, allgemeinbildend, schwerverständlich, nichtssagend, zufrieden-
stellend, wohlbekannt, Handvoll u. v. a. m. stellt daher nicht nur einen Eingriff in die
Wortbildung des Deutschen dar, sondern darüber hinaus eine erhebliche Erschwernis
für den Deutschunterricht in Skandinavien.19

19 G. Korlén in LMS-LINGUA 4/1998 und 5/2000.
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6 Zu A 4, „Nachrichtenagenturen“ (S. 24f)

Dies verschweigt die Kommission, obwohl ihr entsprechende Artikel von LMS-
LINGUA (Zeitschrift des schwedischen Neuphilologenverbandes) zugegangen sind.20

Mithin stellt sie die Situation vorsätzlich nicht wahrheitsgemäß dar, sondern einseitig
zugunsten der Reform.

(Ergänzung: G. Korlén hat sich mit Bezug auf den 3. Kommissionsbericht direkt an
das Sekretariat der KMK gewandt und Belege für die »bedenklichen Folgen [der] fata-
le[n] Neuregelung von Getrennt- und Zusammenschreibung für den Deutschunterricht
in Schweden« übersandt. Dieser Brief liegt mir in autorisierter Kopie vor. An dieser
Stelle ist die Annahme des 3. Berichts aus wissenschaftlicher Sicht ausgeschlossen.)

6 Zu A 4, „Nachrichtenagenturen“ (S. 24f)

6.1 Begründung der Weiterverwendung der herkömmlichen
Zeichensetzung

Die Kommission benennt die Abweichungen der Nachrichtenagenturen von der amtli-
chen Regelung und stellt ergänzend fest (S. 25):

Hinzuzufügen ist, dass die Agenturen [...] bei der Zeichensetzung die neu-
en Möglichkeiten nicht nutzen wollen, also am Gewohnten festhalten, was
allerdings keine Abweichung von den amtlichen Regeln, sondern lediglich
eine konservative Haltung bedeutet.

Die Kommission unterschlägt hier die Begründung der Nachrichtenagenturen:21:

Die Agenturen bleiben bei der alten Form der Zeichensetzung, um die Les-
barkeit [i]hrer Nachrichten, insbesondere für ihre Kunden aus dem Audio-
Bereich, zu gewährleisten.

Dies bezieht sich auf die Sprecher von Radio und Fernsehen. Der Passus bedeutet, daß
– zumindest aus der Sicht der Agenturen - die flüssige Lesbarkeit des Geschriebenen
durch die Neuregelung gestört wird. Daher stellt diese Begründung der Nachrichten-
agenturen zugleich einen massiven Einwand gegen die Verwendung der liberalisierten
Kommasetzung im Schulunterricht dar.

Es wäre die Pflicht der Kommission gewesen, dies zu erkennen und entsprechend
einen Änderungsvorschlag auszuarbeiten. Da dies unterblieben ist, ist die Arbeit der
Kommission an dieser Stelle als mangelhaft anzusehen.

20 vgl. G. Korlén in der Festschrift für Reiner Kunze „Im Wundergarten der Sprache. Beiträge gegen
die Rechtschreibreform“, Eggingen 2004; hier S. 82.

21 zitiert nach: http://www.dpa.de/info/rechtschr/regeln.pdf.
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6.2 Einflußnahme auf die Nachrichtenagenturen

6.2 Einflußnahme auf die Nachrichtenagenturen

Es wird im Abschnitt A 4 ausführlich auf Gespräche zwischen Kommissionsmitglie-
dern und Vertretern der Nachrichtenagenturen eingegangen. Dazu heißt es auf S. 24:

Die Kommission hat Gespräche mit den Nachrichtenagenturen gesucht,
weil diese in einigen Punkten von der amtlichen Rechtschreibung abwei-
chen.

Und abschließend auf S. 25:

Das Gespräch mit den Nachrichtenagenturen wird in beiderseitigem Ein-
vernehmen mit dem Ziel fortgeführt, zu einer Annäherung der Standpunkte
zu kommen und damit eine weitestgehend einheitliche orthografische Pra-
xis ohne Widersprüche zwischen Schule und Medien sicherzustellen.

Dazu ist zweierlei zu bemerken: Zum einen dürfen die Nachrichtenagenturen von der
amtlichen Rechtschreibung abweichen, denn die Neuregelung gilt nur in der (und ist
speziell konzipiert für die) Schule und die öffentliche(n) Verwaltung. Im Vorwort des
amtlichen Regelwerks steht dazu:

Das folgende amtliche Regelwerk, mit einem Regelteil und einem Wörter-
verzeichnis, regelt die Rechtschreibung innerhalb derjenigen Institutionen
(Schule, Verwaltung), für die der Staat Regelungskompetenz hinsichtlich
der Rechtschreibung hat. Darüber hinaus hat es zur Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtschreibung Vorbildcharakter für alle, die sich an einer all-
gemein gültigen Rechtschreibung orientieren möchten (das heißt Firmen,
speziell Druckereien, Verlage, Redaktionen – aber auch Privatpersonen).

Zum anderen ist dieses Vorgehen nicht mit den Aufgaben der Kommission vereinbar.
Das ergibt sich aus der „Wiener Absichtserklärung“ (zur Neuregelung der deutschen
Rechtschreibung). Dort heißt es:

Artikel II
Die Unterzeichner beabsichtigen, sich innerhalb ihres Wirkungsbereiches
für die Umsetzung des in Artikel I genannten Regelwerks einzusetzen. [...]

Artikel III
Die zuständigen staatlichen Stellen Deutschlands, Österreichs und der
Schweiz werden Experten in eine Kommission für die deutsche Recht-
schreibung entsenden, deren Geschäftsstelle beim Institut für Deutsche
Sprache in Mannheim eingerichtet wird.

Die Kommission wirkt auf die Wahrung einer einheitlichen Rechtschrei-
bung im deutschen Sprachraum hin. Sie begleitet die Einführung der Neu-
regelung und beobachtet die künftige Sprachentwicklung. Soweit erforder-
lich erarbeitet sie Vorschläge zur Anpassung des Regelwerks.
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7 Zu A 6, „Schulbücher und andere Verlagstexte“ (S. 32ff)

Das Vorgehen der Kommission ist, entgegen einer augenscheinlichen Rechtfertigung
durch den Passus »Die Kommission wirkt auf die Wahrung einer einheitlichen Recht-
schreibung im deutschen Sprachraum hin«, nicht durch Artikel III gedeckt. Dies ergibt
sich aus dem Aufgabenbereich derjenigen staatlichen Stellen, die die Kommissionsmit-
glieder entsandt haben:

Die unterzeichnenden Vertreter der in Artikel III genannten Staaten sind der Prä-
sident der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland, der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des Innern der
Bundesrepublik Deutschland, die Bundesministerin für Unterricht und kulturelle Ange-
legenheiten der Republik Österreich, der Präsident der Schweizerischen Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirektoren der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Vi-
zekanzler der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

Der „Wirkungsbereich“ (Artikel II) der unterzeichnenden Vertreter der in Artikel
III genannten Staaten ergibt sich aus der ihnen aufgrund ihres Amtes zukommenden
Aufgabe in den jeweiligen Staaten. Eine Einflußnahme auf die Nachrichtenagenturen
gehört nicht zu ihren Aufgaben. Damit gehört sie auch nicht zu den Aufgaben der Zwi-
schenstaatlichen Kommission.

Die Kommission hat ihre Kompetenzen überschritten. Eine Reaktion der KMK, d. h.
seitens des Auftraggebers, ist ausgeblieben; die KMK hat die Arbeit ihrer Kommission
ungenügend kontrolliert.

7 Zu A 6, „Schulbücher und andere Verlagstexte“
(S. 32ff)

Im Abschnitt 6.1, „Schulbücher“ (S. 32–34) beschränkt sich die Darstellung der Kom-
mission darauf, wie hoch der Ausstattungsgrad der Schulen mit auf die Neuschreibung
umgestellten Lernmitteln ist. Der Inhalt der Lernmittel bleibt außer Betracht.

In diesen Zusammenhang gehört der Befund der Kommission in Abschnitt A 1.3,
„Zur Akzeptanz der einzelnen Neuregelungsbereiche [in der Schule]“. Unter der Über-
schrift „Zeichensetzung“ heißt es (S. 13f):

Die Neuregelung der Zeichensetzung erhält in der Schule durchweg gute
Noten (hohe bis sehr hohe Zustimmung), doch liegt der Kommission daran,
hier ausdrücklich auf ein Problem hinzuweisen:

Deutlich positiv wird die Neuregelung der Zeichensetzung bei mit „und“
und „oder“ verbundenen Hauptsätzen und bei Infinitiven mit „zu“ beur-
teilt: Hier wird eine Erleichterung gesehen. Auf die Frage, ob die Schüler
den durch die Neuregelung eröffneten Spielraum „stilistisch“ nutzen, wird
aber oft eine negative Antwort gegeben: Das Komma wird einfach wegge-
lassen. Die Kommission registriert eine solche Entwicklung mit Bedauern,
sie sieht aber Remedur nicht in einer Änderung der Regelung, sondern in
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8 Zu A 7, „Wörterbücher“ (S. 39f)

didaktischen Maßnahmen (vgl. hierzu auch die Anmerkung zu den noch
fehlenden didaktischen Materialien).

Dazu gilt es zu bedenken:22

Kommas weglassen war schon immer eine Lieblingsbeschäftigung der
Schüler – warum sollten sie damit aufhören, seit es „erlaubt“ ist? Inter-
essanter wäre der Hinweis gewesen, daß mehrere Reformer die bisherige
Kommasetzung beibehalten und auch theoretisch befürworten, die Nach-
richtenagenturen sich von diesem Bereich der Neuregelung distanziert ha-
ben und in den zum zweitenmal umgearbeiteten Schulbüchern die wegge-
strichenen Kommas wieder eingesetzt werden.

Hier ist an der Arbeit der Kommission die gleiche Kritik wie schon zuvor bei ihrer
Bewertung der Äußerungen der Lehrer zu üben: Es wird nicht geprüft, was den Schülern
von der Neuregelung konkret vermittelt wird, und die wirkliche Situation wird nicht
zutreffend dargestellt.

8 Zu A 7, „Wörterbücher“ (S. 39f)

8.1 „Das Märchen von tausendundeiner Differenz“

Die Kommission behauptet auf S. 39:

Wie nicht anders zu erwarten, gab es zwischen den verschiedenen Wör-
terbüchern zunächst eine Reihe von Differenzen, die unter anderem auf
unterschiedliche Auslegungen des amtlichen Regelwerks zurückzuführen
waren. Obschon aus der Situation erklärlich und bei weitem nicht so zahl-
reich, wie die Gegner der Neuregelung behaupteten [7], war hier doch Ab-
hilfe zu schaffen.

Die Fußnote 7 lautet:

[7] Vgl. K. Güthert/K. Heller, Das Märchen von tausendundeiner Diffe-
renz. Vergleichsstudie zur Quantität und Qualität der Abweichungen zwi-
schen den marktführenden Wörterbüchern – vor und nach Einführung der
Neuregelung der deutschen Rechtschreibung. In: Muttersprache 4/1997, S.
339–353.

Hier verschweigt die Kommission wider besseres Wissen, daß der zitierten Untersu-
chung eine nachgebesserte Fassung des Bertelsmann-Wörterbuchs zugrundegelegen
hat: Im „Sprachreport“ des Instituts für deutsche Sprache (IdS), Ausgabe 1/98, S. 17
distanzierte sich das damalige Kommissionsmitglied P. Eisenberg von der Erklärung
22 Th. Ickler, a.a.O., S. 5 (vgl. Fußnote 17).
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8 Zu A 7, „Wörterbücher“ (S. 39f)

des Kommissionsvorsitzenden G. Augst, in der er sich zuvor (Sprachreport 4/97, S. 10)
auf die Untersuchung von Güthert und Heller berief.

Fazit: An dieser Stelle hat die Kommission die Kultusminister (als Adressaten des
Berichts) belogen.

Bemerkenswert ist zudem, daß der Geschäftsführer der Zwischenstaatlichen Kom-
mission, K. Heller, der das Geleitwort zum Bertelsmann-Wörterbuch geschrieben hat,
von den schrittweisen Angleichungen an den Duden nichts wußte, als er die Vergleichs-
studie verfaßte. Von der ersten Auflage dieses Wörterbuchs existieren mehrere Ausga-
ben, die sich durch einen unterschiedlichen Grad an Nachbesserungen unterscheiden.
In der 10. Ausgabe ist dies in dem Wörterbuch als „neu durchgesehen“ vermerkt.23

Indem sich die Kommission uneingeschränkt auf die bereits vor der Erstellung des
3. Berichts in Fachkreisen als unzutreffend erkannte Studie von Güthert und Heller
beruft, wirkt sich auch hier das schon zuvor festgestellte erhebliche Versäumnis im
Vorgehen der Kommission aus: Die inhaltliche Überprüfung ist ungenügend, so daß
der Leser des 3. Kommissionsberichts die wahren Verhältnisse nicht erfährt.

8.2 Die einvernehmliche Interpretation des Regelwerks
durch die Wörterbuchverlage

Die Kommission fährt auf S. 39 fort:

Die Kommission hat deshalb umstrittene Einzelfragen mit den Wörter-
buchverlagen besprochen und zur einvernehmlichen Interpretation der Re-
geln beigetragen. Die Umsetzung geschah in den jeweils folgenden Aufla-
gen: zunächst in der Bertelsmann-Rechtschreibung vom März 1999, dann
in der 22. Auflage des Rechtschreibduden vom August 2000 und schließ-
lich auch im Österreichischen Wörterbuch in seiner 39. Auflage. Damit
gibt es zwischen diesen Standard-Nachschlagewerken in Bezug auf die
Auslegung der neuen amtlichen Rechtschreibregeln keine nennenswerten
Unterschiede mehr.

In diese einvernehmliche Interpretation des Regelwerks sind bereits Änderungen durch
die Kommission eingeflossen, so daß die Wörterbücher nun zwar weniger voneinander,
aber vom amtlichen Regelwerk abweichen; siehe dazu die folgenden Abschnitte (8.3
und 8.4). Des weiteren läßt die Kommission unerwähnt, daß sie zur Vereinheitlichung
der Trennstellen mit den Verlagen Bertelsmann und Duden eine 60seitige Liste abge-
sprochen hat. Deren Existenz wurde durch eine Aussage des Dudenredakteurs Scholze-
Stubenrecht bekannt (vgl. Sprachwissenschaft 2/2000), nicht jedoch ihr Inhalt. Darin
verzeichnete Trennstellen sind also allein auf der Grundlage der amtlichen Regelung
und ohne Kenntnis dieser Liste nicht nachvollziehbar.
23 siehe dazu Th. Ickler, „Regelungsgewalt. Hintergründe der Rechtschreibreform “, Leibniz Verlag

St. Goar, 2001, S. 38f und 56ff, sowie Im Internet unter http://rechtschreibreform.com/
Seiten2/Wissenschaft/969IcklerPropaganda/12Tricks.html.
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8.3 Klarstellung der Kommission bei unterschiedlichen Interpretationen [...]

Wiederum wird also die wirkliche Situation nicht zutreffend dargestellt.

8.3 Klarstellung der Kommission bei unterschiedlichen
Interpretationen des Regelwerks

Die Kommission greift einen Einzelfall auf, bei dem es unterschiedliche Interpreta-
tionen des reformierten Regelwerks gab, so daß die Schreibungen im Duden und im
Bertelsmann-Wörterbuch voneinander abwichen, und merkt dazu an (S. 39):

Die Kommission stellte klar, dass immer dann beide Schreibungen möglich
sind, wenn neben einer aus zwei Wörtern bestehenden Grundform (Erfolg
versprechen), die zur ebenfalls in zwei Wörtern zu schreibenden partizipia-
len Form führt (Erfolg versprechend), auch gesteigerte Formen existieren,
die nur zusammengeschrieben werden können (noch erfolgversprechender,
sehr erfolgversprechend) und folgerichtig zu partizipialen Formen gehö-
ren, die auch dann zusammengeschrieben werden, wenn sie nicht gesteigert
sind (erfolgversprechend). (Zur genaueren Erläuterung vgl. Teil B.)

Diese Aussage über die Zusammenschreibungsmöglichkeit ist völlig aus der Luft ge-
griffen, sie steht im Widerspruch zu den amtlichen Regeln. Näheres dazu bei der Be-
sprechung von Teil B des Berichts unter Punkt 10.2 dieses Textes. Diese Aussage der
Kommission zieht sich darüber hinaus durch bis in den 4. Kommissionsbericht und
bildet die Grundlage für die darin vorgeschlagene „Präzisierung“ von § 36.

Bei der obigen „Klarstellung“ der Kommission handelt es sich in Wirklichkeit um
die vorweggenommene Umsetzung einer Änderung des Regelwerks – was aber der
Kommission nicht zusteht; ihre Aufgabe ist lt. Artikel III der „Wiener Absichtserklä-
rung“ (s. o.) darauf beschränkt, Vorschläge zur Anpassung des Regelwerks (an die künf-
tige Sprachentwicklung) zu erarbeiten, nicht aber, die Regeln zu ändern. Dazu wäre es
erforderlich, zunächst das im Regelwerk bestehende Problem zu benennen. Statt dessen
benutzt die Kommission eine (eventuelle) zukünftige Regeländerung, um ein gegenwär-
tiges Problem zu lösen – eine wissenschaftlich inakzeptable Vorgehensweise

8.4 Die Kritik Th. Icklers an der 22. Auflage des Duden

Die Kommission behauptet (S. 39):

Die Kritik Th. Icklers (FAZ, 11. August 2000), der Duden widerspreche in
seiner 22. Auflage in einigen Fällen dem amtlichen Regelwerk und prakti-
ziere so eine „Reform der Reform“, hat die Kommission Punkt für Punkt
überprüft und widerlegt.[8]

Die Fußnote 8 lautet:
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9 Zu A 11, „Software“ (S. 49ff)

[8] Vgl. Anlage 2. Ähnliche Vorwürfe wurden von Ickler auch gegen die
Bertelsmann-Rechtschreibung erhoben (vgl. „Regelungsgewalt: Hintergrün-
de der Rechtschreibreform[“], St. Goar 2001).

Obige Aussage der Kommission ist falsch. Sie hat die Kritik Th. Icklers keineswegs
in allen Punkten widerlegt; der Duden widerspricht in seiner 22. Auflage sehr wohl in
einigen Fällen dem amtlichen Regelwerk. Darauf gehe ich im einzelnen bei der Bespre-
chung der Anlage 2 unter Punkt 14 dieses Textes ein.

9 Zu A 11, „Software“ (S. 49ff)

Die Kommission berichtet über ihre Kontakte mit Softwarefirmen (S. 49f):

Besondere Aufmerksamkeit von Seiten der Kommission erfährt die zu die-
sem Zeitpunkt festzustellende Tendenz, nach der einzelne Unternehmen
oder gar Branchen Vereinbarungen über Art und Umfang der bei ihnen
zur Anwendung kommenden neuen Rechtschreibung treffen. Nach Mei-
nung der Computerfachleute ist es technisch möglich, derartige individu-
elle Wünsche zu berücksichtigen, doch handelt es sich dann stets um zu-
sätzliche Festlegungen auf der Basis des amtlichen Regelwerks. Ein sol-
ches Nebeneinander verschiedener Vereinbarungen – selbst wenn es sich,
wie ein Vergleich der einzelnen „Hausorthografien“ zeigt, nur um ortho-
grafische Randbereiche handelt – wurde sowohl von den Mitgliedern der
Kommission als auch von den Vertretern der Computerfirmen nicht gutge-
heißen.

Jedoch ist allein die fortbestehende Existenz von Hausorthographien großer Zeitungen
(wie etwa bei der ZEIT oder der Neuen Zürcher Zeitung) hinreichend, daß die Softwa-
refirmen weiterhin diese individuellen Wünsche werden berücksichtigen müssen, ob sie
es gutheißen oder nicht; als Zulieferfirmen müssen sie sich nach ihren Auftraggebern
richten. Das gilt unabhängig von der Rechtschreibreform.

Die Kommission gibt einen Überblick über vorhandene Rechtschreibprogramme
und stellt fest (S. 50):

Die Textverarbeitungsprogramme mit Rechtschreibprüfern findet man in
den Office-Paketen. Word 2000 von Microsoft, WordPerfect 8.0 von Corel,
WordPro 9.5 von Lotus, RagTime 5 von B&E Software und TextMaker 97
von Softmaker erlauben wahlweise alte und neue Rechtschreibung.

Das trifft zu. Wichtig ist aber, daß – zumindest bei Word 2000 – die neue Rechtschrei-
bung voreingestellt ist und die Umstellungsmöglichkeit den meisten Benutzern unbe-
kannt bleibt; sie ist zudem nicht einfach zu finden.

Darauf wurde von der Kommission nicht hingewiesen. Weil sich diese Voreinstel-
lung auf den Verbreitungsgrad der reformierten Rechtschreibung auswirkt, kann aus
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10 Zu B 1, „Getrennt- und Zusammenschreibung“ (S. 62ff)

dem Verbreitungsgrad nicht auf die Akzeptanz geschlossen werden, sofern man unter
Akzeptanz eine bewußt getroffene Wahl versteht. Diese findet bezüglich der Einstellung
der Rechtschreibung meist nicht statt.

Hier hat die Kommission ein wichtiges Detail unberücksichtigt gelassen. Auch dies
täuscht den Leser über die wahren Verhältnisse.

10 Zu B 1, „Getrennt- und Zusammenschreibung“
(S. 62ff)

10.1 „Übersicht“ (S. 62f)

Die Kommission führt die in der öffentlichen Kritik besonders häufig genannten Teil-
bereiche der neugeregelten Getrennt- und Zusammenschreibung an und bemerkt, daß
neben § 34 und § 36 E1 unter anderem noch Fälle des Typs „Substantiv + Verb“ zu
überdenken seien. Zu letzterem heißt es (S. 63):

Einzig für eine überblickbare Anzahl von Verbindungen wird Zusammen-
schreibung vorgesehen; diese Fälle sind in einer geschlossenen Liste zu-
sammengestellt, zum Beispiel: preisgeben, teilnehmen, standhalten. Die
Diskussion hat sich hier praktisch auf die Frage beschränkt, ob bestimmte
Verbindungen zusätzlich der geschlossenen Liste zuzuordnen sind.

Das stimmt nicht: Die Diskussion hat sich keinesfalls darauf beschränkt, den Katego-
rien zu folgen, die die Neuregelung vorgibt (das sind genau zwei: entweder „groß und
getrennt“ oder „klein und zusammen“; dies stellt eine erhebliche Reduzierung der bis-
herigen Formen dar), sondern geht vielmehr darüber hinaus – daß nämlich die generelle
Zuordnung bestimmter Verbindungen zum Typus „Substantiv + Verb“ bereits falsch ist.
Konkrete Fälle dazu siehe weiter unten, Punkt 10.3 dieses Textes.

Die Kommission stellt hier die an der Neuregelung geübte Kritik falsch dar: Ein
sachlich entscheidbarer prinzipieller Einwand wird als ein lediglich gradueller, auf die
Konvention bezogener wiedergegeben und erscheint damit unbedeutender, als er in
Wirklichkeit ist. Dies täuscht den Leser über die wahren Verhältnisse.

10.2 „Verbindungen mit Partizipien“ (S. 63ff)

10.2.1 Konsequenzen einer unhaltbaren Argumentation

Im Abschnitt B 1.1.1, „Problemfeld (1): Überlappung von § 36 E1 (1) und § 36 (2)“
(S. 64f) bezieht sich die Kommission auf das Beispiel gewinnbringend (S. 64):

Regel § 36 (2) hält fest, dass Zusammenschreibung gilt, wenn der zweite
Bestandteil so selbstständig nicht vorkommt. Das trifft etwa zu, wenn ei-
ne Verbindung mit einem Partizip als Ganzes in den Komparativ gesetzt
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werden kann, zum Beispiel: eine gewinnbringendere Investition. Es gibt
hier keinen zugehörigen einfachen Komparativ bringendere. Der Grund für
diese Lücke liegt in der Tatsache, dass einfache Partizipien generell nicht
kompariert werden können, außer wenn sie sich zu eigenständigen adjekti-
vischen Lexemen verselbstständigt haben, zum Beispiel: das bedeutendere
Werk.

Bis hierher sind die Ausführungen der Kommission korrekt. Sie fährt dann fort:

Im Positiv führt dieser Sachverhalt zu zwei möglichen Schreibungen: die
Gewinn bringende Investition (nach dem Infinitiv: die Investition wird Ge-
winn bringen) oder eine gewinnbringende Investition (nach dem Kompara-
tiv: die gewinnbringendere Investition). [...]

Die genannten Möglichkeiten werden im Regelteil nirgends explizit vorge-
führt. Es lässt sich nur aus einigen Einträgen im Wörterverzeichnis rekon-
struieren, dass beide logisch denkbaren Schreibungen tatsächlich zugelas-
sen sind.

Damit wird ein Versagen der Regeln an diesem Punkt festgestellt.
Bei den erwähnten „einigen Einträgen im Wörterverzeichnis“ handelt es um ge-

winnbringend und grauenerregend, weitere Einträge dieser Art gibt es nicht. Der voll-
ständige Eintrag im amtlichen Wörterverzeichnis zu gewinnbringend lautet:

Gewinn [bringen/bringend*, auch gewinnbringend, aber sehr gewinnbrin-
gend, großen Gewinn bringend § 34 E3(5), § 36(1), § 36 E1(4)]

Für die Getrennt- und Zusammenschreibung gilt aber in der Neuregelung folgender
Grundsatz (Regelwerk Teil B, „Getrennt- und Zusammenschreibung“, 0. Vorbemerkun-
gen):

(2) Bei der Regelung der Getrennt- und Zusammenschreibung wird davon
ausgegangen, dass die getrennte Schreibung der Wörter der Normalfall und
daher allein die Zusammenschreibung regelungsbedürftig ist.

Dies bedeutet, daß das Erfülltsein eines im Regeltext genannten Kriteriums für die Zu-
sammenschreibung zwingend erforderlich ist, sonst gilt Getrenntschreibung. Im Fall
von gewinnbringend, das anhand von § 36 beurteilt werden muß, trifft keines der dort
angegebenen Kriterien zu – auch nicht, wie im Wörterverzeichnis angegeben, § 36 (1):
Daß bei Gewinn bringend nichts weggelassen wird und somit Gewinn nicht »für eine
Wortgruppe steht«, geht unmittelbar aus den von der Kommission angeführten Beispie-
len hervor.

Folglich handelt es sich bei dem Eintrag im Wörterverzeichnis um einen Fehler, die
Zusammenschreibung gewinnbringend ist mit den Regeln unvereinbar. Der Dudenre-
dakteur Scholze-Stubenrecht hat diesen Eintrag mit Recht als »nicht nachvollziehbar«
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bezeichnet (vgl. Sprachwissenschaft 2/2000).

Die Behauptung der Kommission, daß „beide logisch denkbaren Schreibungen tatsäch-
lich zugelassen sind“, entspricht damit nicht den Tatsachen. Diese falsche Aussage der
Kommission hat weitreichende Folgen, weil sie als „Begründung“ für die Wiederher-
stellung einer ganzen Klasse von Zusammenschreibungen dient. Im 4. Bericht der Kom-
mission heißt es auf S. 24:

Die Kommission schlägt die folgende flexibilisierte, zweigeteilte Fassung
von § 36 E2 vor:

E2 (1): Lässt sich in einzelnen Fällen [...] keine klare Entscheidung für
Getrennt- oder Zusammenschreibung treffen, so bleibt es dem Schreiben-
den überlassen, ob er sie als Wortgruppe oder als Zusammensetzung ver-
standen wissen will, [...] ebenso bei Positivformen bestimmter Verbindun-
gen mit Partizip, zum Beispiel: ein Zeit sparendes Verfahren (nach dem
Infinitiv: Dieses Verfahren kann Zeit sparen) oder ein zeitsparendes Ver-
fahren (nach den Steigerungsformen: ein zeitsparenderes Verfahren, das
zeitsparendste Verfahren; § 36 (2)); [...]

Diese Zusammenschreibungsklausel „erläutert“ etwas, was von den Regeln nicht ge-
deckt ist. Sie steht außerdem im Widerspruch zur einleitenden Bemerkung von § 36 E2
(1):

E2 (1): Lässt sich in einzelnen Fällen der Gruppen aus Substantiv, Adjektiv,
Adverb oder Pronomen + Adjektiv/Partizip zwischen § 36 und § 36 E1
keine klare Entscheidung für Getrennt- oder Zusammenschreibung treffen,
so bleibt es dem Schreibenden überlassen, ob er sie als Wortgruppe oder als
Zusammensetzung verstanden wissen will, zum Beispiel: nicht öffentlich
(Wortgruppe)/nichtöffentlich (Zusammensetzung)

Das bedeutet, daß die Klausel § 36 E2 (1) nur zum Tragen kommen kann, wenn für eine
Verbindung sowohl ein Zusammen- als auch ein Getrenntschreibungskriterium zutrifft
(und damit eigentlich ein Widerspruch vorliegt!). Weil aber in den hier beschriebenen
Fällen keines der Zusammenschreibungskriterien zutrifft, kann auch die Klausel § 36
E2 (1) nicht angewendet werden.

Das ist der grundlegende Konstruktionsfehler der Nachbesserung: Eine falsche In-
terpretation des Regeltextes soll als richtig gelten und wird außerdem noch zu einem
Teil des Regelwerks.

10.2.2 Freigabe der Zusammenschreibung im Widerspruch zu den
Regeln

Auf S. 65 führt die Kommission aus:
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Dass von den zwei logisch denkbaren Schreibungen Gewinn bringend und
gewinnbringend tatsächlich beide zugelassen sind, ist keineswegs selbst-
verständlich, gibt es in der Rechtschreibung doch zahlreiche Metaregeln,
die festlegen, welche von zwei möglichen Regeln zur Anwendung kom-
men darf. Das heißt, im Fall eines Regelkonflikts kommt tatsächlich nur
eine Regel zur Anwendung.

Im hier diskutierten Bereich der Getrennt- und Zusammenschreibung ist in
Fällen wie Gewinn bringend oder gewinnbringend also eine Art Toleranz-
Metaregel anzusetzen. Dieser komplizierte Sachverhalt muss im amtlichen
Regelwerk so nicht explizit aufgezeigt werden, er sollte aber wenigstens
indirekt in einer passenden Erläuterung ein Äquivalent haben.

Eine „Toleranz-Metaregel“, die nirgendwo dokumentiert wird, kann nicht maßgebend
für das regelkonforme Schreiben sein. Außerdem liegt, wie oben gezeigt, in Wirklich-
keit gar kein Regelkonflikt vor, da die Zusammenschreibung gegen die Regeln verstößt
und nur die Getrenntschreibung zulässig ist.

Das eigentliche Problem liegt hier woanders: Die Möglichkeit der gesamthaften
Steigerung wurde bei der Regelformulierung einfach übersehen – siehe dazu den 4.
Kommissionsbericht, S. 23 oben:

Die Regelung der Schreibung von Verbindungen mit Partizipien war in der
früheren Rechtschreibung relativ unübersichtlich. Die Neuregelung ver-
sucht hier zu einer Vereinfachung zu gelangen, indem die Schreibung kon-
sequent davon abhängig gemacht wird, ob eine entsprechende Verbindung
auch im Infinitiv besteht. Wenn dies der Fall ist, wird die Getrennt- bzw.
Zusammenschreibung von dort übernommen (vgl. § 36(3) und § 36 E1(1)).
Diese Regelung lässt die Komparierbarkeit der ganzen Verbindung in be-
stimmten Fällen außer Acht und trägt auch den sich aus der Substantivie-
rung ergebenden Aspekten nicht ausreichend Rechnung.

Dieses Versäumnis zeigt sich auch an der Begründung, die von der Kommission ange-
führt wird: Von der Existenz der Steigerungsform wird auf die Schreibung der Grund-
form geschlossen. Das ist insofern absurd, als eine Steigerungsform immer eine Ablei-
tung von der Grundform darstellt und somit die (gleichzeitige oder vorherige) Existenz
der Grundform voraussetzt. Anders ausgedrückt: Gesteigert kann nur werden, was es
bereits in der Grundform gibt.

Die zuvor im Teil A auf S. 39 von der Kommission gewählte Beschreibung der
Zusammenschreibungsmöglichkeit bringt darüber hinaus zum Ausdruck, wie weit das
Problem reicht: Die Kommission spricht von „partizipialen Formen“ (»die auch dann
zusammengeschrieben werden, wenn sie nicht gesteigert sind«), nicht von Adjektiven,
um die es sich in Wirklichkeit handelt.

Wenn die Regeln aber der Existenz der „steigerbaren Grundform“, d. h. des Ad-
jektivs entgegenstehen, bedeutet dies einen schwerwiegenden Mangel des Regelwerks
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– der nicht dadurch behoben werden kann, daß diese Grundform ad hoc als zulässig
postuliert wird, ohne die Regeln zu ändern.

Auch für die nicht steigerbaren Verbindungen mit Partizipien soll dem 4. Bericht zu-
folge willkürlich eine Zusammenschreibungsmöglichkeit geschaffen werden (durch die
Klausel § 36 E2 [2]). Dies steht jedoch unmittelbar im Widerspruch zur folgenden Aus-
sage des dritten Berichts (S. 65):

Während die Komparierbarkeit zu Schreibvarianten wie gewinnbringend
vs. Gewinn bringend und schwerwiegend vs. schwer wiegend führt, lässt
sich für nichtkomparierbare Fügungen aus dem amtlichen Regelwerk nur
eine einzige Schreibung ableiten, also beispielsweise nur allein stehend
(und nicht auch alleinstehend).

Nahezu gleichlautend findet sich dies auch im 4. Kommissionsbericht (S. 23):

Für nichtkomparierbare Fügungen lässt sich im Unterschied zu den kom-
parierbaren aus dem amtlichen Regelwerk nur eine einzige Schreibung ab-
leiten, also z. B. nur allein stehend (und nicht auch alleinstehend).

Aber genau letzteres soll nun – ad hoc – doch den Regeln entsprechen. Diese Änderun-
gen in Form willkürlicher Umdeutungen machen daher § 36 weitgehend unbrauchbar.

Erschwerend kommt noch hinzu, daß in dem von der Kommission vorgelegten Ent-
wurf von § 36 E2 (2) und von § 36 E1 (1) (vgl. den 4. Kommissionsbericht, S. 24f) nicht
klar ist, worauf sich die neue Zusammenschreibungsmöglichkeit bezieht und worauf
nicht: Die Formulierung ist unklar, so daß es im Einzelfall nicht immer möglich ist, die
korrekte Schreibung zu ermitteln.24

Demgegenüber weicht die Ende November von der Kommission veröffentlichte
„überarbeitete Fassung 2004“ des Regeltextes an dieser Stelle von der Formulierung
im 4. Bericht ab: § 36 E1(1) ist de facto unverändert (im Vergleich zur Fassung von
1996; es fehlen lediglich die expliziten Bezüge zu § 35 bzw. § 34 E3[2] bis [6], die
angegebenen Beispiele – lt. 4. Bericht sollten sie zum Teil entfallen – sind jedoch iden-
tisch), § 36 E2(2) dagegen ist zum einen weniger restriktiv gefaßt, enthält aber zum
anderen bemerkenswerterweise folgende Bedingung: „[...] auch Zusammenschreibung
möglich, wenn die Verbindung der beiden Wörter als Einheit aufgefasst werden soll,
[...]“

Das ist ein semantisches Kriterium und entspricht der herkömmlichen Orthogra-
phie – ohne aber dessen Unterscheidungsfunktion zu besitzen (s. u.) –, dagegen ist es
24 Die neue Klausel § 36 E2(2) verweist explizit auf § 36 E1(1): „Bei Verbindungen von Substantiven,

Adjektiven, Adverbien oder Pronomen mit adjektivisch gebrauchten Partizipien, die nicht steigerbar
sind, ist neben der Getrenntschreibung nach § 36 E1(1) auch Zusammenschreibung möglich [...]“.
Jedoch ändert sich auch dort etwas: „Unter § 36 E1(1) entfällt die Unterteilung in (1.1) und (1.2);
es bleiben unter (1) lediglich die Beispiele erhalten, die bisher unter (1.1) aufgeführt waren und der
Unterpunkt (1.2) fällt weg.“ Unter dem bisherigen Punkt (1.1) war auf die Getrenntschreibung nach
§ 35 Bezug genommen worden, und es ist nicht klar, ob diese Einschränkung weiterhin gelten soll.
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ein erklärtes Ziel der Reform, semantische Kriterien (insbesondere bei der Getrennt-
und Zusammenschreibung) weitestgehend zu vermeiden. Mit diesen Änderungen sind
die zwangsweisen Getrenntschreibungen durch die Reform wieder aufgehoben wor-
den. Die Reform ist aber an dieser Stelle nicht rückgängig gemacht worden, weil die
Getrenntschreibungen weiterhin gültig sind. Das bedeutet insbesondere, daß die in der
herkömmlichen Orthographie (zwar nicht durchgängig, aber in vielen Fällen) vorhan-
dene Bedeutungsunterscheidung nicht wieder eingeführt wurde, und somit stellt dies
eine Aufweichung und Beliebigkeit der Rechtschreibung in einem weiten Bereich dar.

10.3 „Einzelfälle des Typs Substantiv + Verb“ (S. 68ff)

Im Abschnitt B 1.2.0, „Ausgangslage“ (S. 68f) beschreibt die Kommission, auf wel-
che Einzelfälle sich die öffentliche Diskussion beschränkt hat und geht auf diese dann
nacheinander ein.

10.3.1 „Leid tun“

Die Kommission führt auf S. 69 aus:

Der Bestandteil Leid bzw. leid in der Verbindung mit dem Verb tun ist
grammatisch weder synchron noch diachron eindeutig zu bestimmen (vgl.
die Angaben in Pfeifer 1989).

In der angegebenen Quelle (Pfeifer 1989; hier zitiert nach der 6. Auflage der durchge-
sehenen Taschenbuchausgabe von 2003) findet sich folgendes:

Leid n. ‘großer Kummer, seelischer Schmerz’, ahd. leid (9. Jh.), mhd. leit
‘das angetane Böse, Unrecht, Schädigung, Kränkung, Beleidigung, Sünde’,
dann auch ‘durch Schädigung hervorgerufener Kummer, Schmerz, Betrüb-
nis, Sorge’ [...] Das Neutrum ist eine Substantivierung des in nhd. leid (s.
unten) vorliegenden germ. Adjektivs; [...]

Damit ist klar, daß das Substantiv Leid diachron auf ein Adjektiv zurückzuführen ist.
Weiter heißt es bei Pfeifer:

l e i d Adj. ‘schmerzlich, bedauerlich, widerwärtig’, ahd. leid (8. Jh.), mhd.
leit ‘nicht lieb, betrübend, widerwärtig, verhaßt, schmerzlich’ [...] Während
in den frühen dt. Sprachstufen auch attributiver Gebrauch durchaus üblich
ist (so noch schweiz. im Sinne von ‘unangenehm, schlecht, böse’), bleibt
leid heute auf die festen Fügungen leid tun, sein, werden (mit Dat. der
Person) beschränkt, die bis zum Zusammenfall beider Formen im älteren
Nhd. ein Schwanken zwischen prädikativem Adjektiv ahd. leid, mhd. leit,
frühnhd. leid (***) und Adverb ahd. leido (um 1000), mhd. frühnhd. leide
zeigen [...]
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Hier wird festgestellt, daß es sich bei leid in leid tun um ein Adjektiv handelt. An der
mit drei Sternen gekennzeichneten Stelle findet sich folgende Anmerkung:

(dieses nicht sicher zu scheiden vom gleichlautenden Substantiv, das an der
Entstehung der Fügungen vermutlich auch beteiligt ist)

Diese Anmerkung bezieht sich auf die sprachgeschichtliche Vergangenheit, Eine klare
Aussage über die gegenwärtigen Verhältnisse trifft der Autor gleich am Anfang des
Eintrags. Trotzdem mißt die Kommission offenbar dieser Anmerkung eine sehr hohe
Bedeutung bei, so daß sie die substantivische Interpretation für gerechtfertigt hält. Daß
das Substantiv (das) Leid „an der Entstehung der Fügungen vermutlich auch beteiligt“
war, bedeutet nicht zwangsläufig, daß es sich bei leid in leid tun tatsächlich auch um
das Substantiv Leid handeln könnte, wird doch nichts dazu gesagt, in welcher Form
bzw. auf welche Art und Weise dies geschah.

Der substantivischen Interpretation ist vor allem entgegenzuhalten, was Prof. Gall-
mann – einer der Reformer und Kommissionsmitglied – in seiner Orthographievorle-
sung (Jena, Sommersemester 2003) als Prinzip für Fügungen aus (vermutetem) Sub-
stantiv + Verb gelehrt hat: In Fällen von Zusammensetzungen, in denen die Wortart des
ersten Bestandteils nicht klar ist, kann diese aus einer gleichbedeutenden Umschreibung
(Paraphrase) ermittelt werden. Ein substantivisches Leid würde aber zu der abwegigen
Bedeutung der Fügung Leid tun führen, daß dem Sprecher selbst ein Leid geschieht.

Dieses wesentliche Argument gegen die Großschreibung von leid bei leid tun hat
die Kommission außer acht gelassen.

Auf S. 69 fährt die Kommission fort:

In süddeutschen Dialekten erscheint neben dem Substantiv (das) Leid noch
ein Adjektiv leid in bestimmten Wendungen; vgl. zum Beispiel Schweizer-
deutsch: kä läidi Idee (wörtlich: keine leide Idee, gemeint: keine schlechte
Idee).

Allgemein standardsprachlich ist die Verbindung mit dem Verb sein, zum
Beispiel: Ich bin es leid, so etwas machen zu müssen. Bei Auffassung von
leid als defektives Adjektiv ergibt sich die Schreibung leidtun; man schreibt
dann in Analogie zu kundtun zusammen.

Hier bleibt außer Betracht, daß bislang die Getrenntschreibung üblich war, obwohl die
Auffassung von leid als defektivem Adjektiv analog zu kund in kundtun schon längst
zur Zusammenschreibung hätte Anlaß geben können.

Entsprechend wird auch nicht auf die Gründe für die bisherige Getrenntschreibung
eingegangen, die leid tun in Analogie zu weh tun stellt, was außerdem gegen die Schrei-
bung Leid tun spricht – dann müßte auch *Weh tun geschrieben werden (und weiter
analog sogar *Gut tun und *Wohl tun). Diese Entsprechung wird auch bei Erweite-
rungen deutlich: wie leid/weh/gut/wohl es mir tut, das tut mir besonders/sehr/weniger
leid/weh/gut/wohl etc.
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Auch dieses relevante Argument gegen die Großschreibung von leid bei leid tun hat
die Kommission nicht berücksichtigt.

Auf S. 70 bemerkt die Kommission:

Die Sprachgemeinschaft hat sich nach anfänglichem Zögern an die Schrei-
bung Leid tun mit substantivischer Interpretation von Leid gewöhnt.

Das ist nicht nachvollziehbar, diese Ad-hoc-Behauptung entbehrt des Nachweises. Au-
ßerdem wird damit zugegeben, daß es sich bei Leid tun eben nicht nur um eine Recht-
schreibänderung, sondern auch um eine Änderung der Grammatik handelt. Daran darf
aber eine Rechtschreibreform nichts ändern. Außerdem dokumentiert es, daß die Kom-
mission weiß, daß die Reform störend in die Sprache eingreift. Daß dies bislang nicht
korrigiert wurde (s. u.), zeigt deutlich auf, daß sämtliche Instanzen, denen eine Kon-
trolle der Kommission obliegt (Beirat, Amtschefskommission, KMK u. a.), in diesem
Punkt versagt haben.

Die Kommission vertritt ferner folgende Auffassung:

Eine neuerliche Änderung verunsichert unnötig und bringt die Wörterbuch-
verlage in Schwierigkeiten.

Das ist zum einen ein Pauschalargument, das sich nicht spezifisch auf Leid tun bezieht,
zum anderen ist es kein wissenschaftliches Argument und hat folglich im Kommissi-
onsbericht nichts zu suchen.

Insgesamt rechtfertigen die Argumente der Kommission nicht die Aufrechterhal-
tung der Schreibung Leid tun. Aus den von der Kommission nicht berücksichtigten
Argumenten folgt vielmehr die Klein- und Getrenntschreibung, da es sich bei leid tun
eben nicht um eine Fügung des Typs Substantiv + Verb handelt.

Dieser grundlegende Fehler wird auch durch die im 4. Kommissionsbericht vorgeschla-
gene zusätzliche Schreibmöglichkeit leidtun (S. 22 und S. 34) nicht korrigiert, die Kom-
mission geht weiterhin von der Zugehörigkeit von leid tun zur Kategorie Substantiv +
Verb aus. Außerdem soll die Schreibweise Leid tun weiterhin zulässig sein.

Fazit: Hier trifft die Kommission eine wissenschaftlich unhaltbare Entscheidung.
An dieser Stelle ist der 4. Kommissionsbericht daher vollkommen inakzeptabel.

10.3.2 „Pleite gehen“

Dieser Fall wird von der Kommission auf S. 71 folgendermaßen diskutiert:

Der Bestandteil Pleite kann als Verkürzung einer Präpositionalphrase inter-
pretiert werden: in die Pleite gehen → Pleite gehen. Die Zuweisung zum
substantivischen Lexem Pleite liegt nahe; vgl. aber daneben die Wendung
pleite sein mit Kleinschreibung nach § 56 (1) wie in schuld sein, angst sein.
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Bei substantivischer Interpretation von Pleite ist zunächst vom Standard-
fall mit Getrennt- und Großschreibung von Pleite auszugehen; daneben ist
auch die Zusammenschreibung nach § 34 (3) denkbar: pleitegehen: die Fir-
ma geht pleite. Nicht wiederzubeleben ist die Kombination von Getrennt-
und Kleinschreibung: pleite gehen.

Nicht nur bleibt die Kommission die Begründung für die letztgenannte Aussage schul-
dig, sie läßt auch außer acht, was für die Kombination von Getrennt- und Kleinschrei-
bung sprechen könnte. Es gibt nicht nur die von ihr angeführten Parallelen zu pleite
sein (schuld sein, angst sein), sondern auch solche zu pleite gehen: einig gehen, verlo-
ren gehen, vonstatten gehen, zugrunde gehen.

Daran zeigt sich auch, daß folgende Aussage der Kommission (zu Acht geben) un-
haltbar ist (S. 73):

Die Rückkehr zu den alten Schreibungen sich in acht nehmen, außer acht
lassen ist abzulehnen, da bei ursprünglich substantivischen Bestandteilen
die zwitterhafte Kombination von Getrennt- und Kleinschreibung in der
Neuregelung systematisch beseitigt worden ist.

Die systematische Beseitigung der als „zwitterhaft“ bezeichneten Kombination von
Getrennt- und Kleinschreibung ist zunächst nichts als ein rein formales Vorgehen, das
die Anzahl möglicher Varianten reduziert (vgl. die Diskussion der Kommission auf
S. 68f). Ein solches Vorgehen setzt voraus, daß es ohne Schaden durchführbar ist. Die
aufgetretenen Problemfälle und die mißglückten Rechtfertigungsversuche der Kommis-
sion zeigen, daß diese Voraussetzung nicht gegeben ist.

Im 4. Kommissionsbericht zieht die Kommission nicht die erforderlichen Konse-
quenzen, sondern bleibt bei ihrer unhaltbaren Auffassung (S. 21f). Daher ist auch an
dieser Stelle eine Annahme des 4. Kommissionsberichts ausgeschlossen.

10.3.3 „Recht haben, Unrecht haben“

Zu diesen Schreibungen merkt die Kommission auf S. 74 an:

Die französische Entsprechung avoir raison legt es nahe, dass in dieser
Verbindung das Substantiv (das) Recht und nicht das Adjektiv recht vor-
liegt. Dass die Wortart von Recht nicht ohne weiteres zu bestimmen ist,
hängt damit zusammen, dass sich haben nicht nur mit Substantiven, son-
dern auch mit Adjektiven verbinden kann: einerseits Hunger haben, Angst
haben, Zeit haben usw., anderseits freihaben, leicht haben (sie wird es nicht
leicht haben).

Auch hier läßt die Kommission ein wesentliches Argument gegen das Vorliegen ei-
nes Substantivs außer acht. Recht haben kann in folgender Weise erweitert werden:
Du hast vollkommen recht, er hat gänzlich unrecht, wie recht sie damit hat usw. Dies
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ist bei den anderen genannten Verbindungen mit haben nicht möglich. Außerdem läßt
die französische Entsprechung avoir raison nur eine Aussage über den französischen
Sprachgebrauch zu, nicht aber über den deutschen. Hinzu kommt, daß das Französische
keine germanische Sprache ist.

Fazit: Wiederum wurde eine relevante Vergleichskonstruktion, die der reformier-
ten Schreibweise entgegensteht, außer acht gelassen, und es wurde ein irrelevantes Ar-
gument bemüht. Die wissenschaftliche Arbeit der Kommission weist an dieser Stelle
mithin erhebliche Mängel auf.

Da der 4. Kommissionsbericht an dieser Stelle keine Korrekturen vorsieht, sondern
ein Festhalten an der Groß- und Getrenntschreibung vorschlägt, ist er auch an dieser
Stelle nicht akzeptabel.

11 Zu B 2, „Groß- und Kleinschreibung:
attributive Adjektive“ (S. 79ff)

11.1 „Feste Verbindungen des Typs Adjektiv + Substantiv“
(S. 80ff)

Die Regelung dieser Fälle wird von der Kommission auf den Seiten 80 bis 86 behan-
delt. Zunächst geht sie auf die herkömmlichen Schreibweisen und die Dudenregelung
ein. Letztere sah eine Großschreibung des Adjektivs nur bei Funktionsbezeichnungen,
Ehrentiteln und biologischen Termini vor. Die Kommission merkt dazu an (S. 80):

Für alle anderen entsprechenden Wortgruppen wurde mit Hinweis darauf,
dass es sich nicht um wirkliche Eigennamen handelt, ausdrücklich Klein-
schreibung des Adjektivs verlangt, zum Beispiel künstliche Intelligenz, ita-
lienischer Salat, neues Jahr. Diese relativ strikte Beschränkung im Regel-
teil wurde im Wörterverzeichnis des Duden aber teilweise unterlaufen, in-
dem dort eine Reihe von Wortverbindungen mit Großschreibung des ad-
jektivischen Bestandteils aufgeführt wurde. Diese Großschreibungen wa-
ren von den eben erwähnten Regeln nicht gedeckt; außerdem waren keine
klaren Grundsätze für die Wahl von Majuskeln oder Minuskeln erkennbar.

Die Beobachtung der Kommission, daß es eine Diskrepanz zwischen dem Regelteil und
dem Wörterverzeichnis des Duden (20. Auflage) gibt, trifft zu. Andererseits erweckt die
Kommission hier den Eindruck, daß die bisherigen Regeln als streng gültig anzusehen
waren, was aber nicht zutrifft: Die herkömmliche Rechtschreibung folgt keinem prä-
skriptiven, sondern einem deskriptiven Ansatz. Der Regelteil des Duden (20. Auflage,
1991) ist überschrieben mit „Richtlinien zur Rechtschreibung, Zeichensetzung [...]“,
nicht mit „Regeln zur ...“. Insofern ist es auch nicht verwunderlich, daß »keine kla-
ren Grundsätze für die Wahl von Majuskeln oder Minuskeln erkennbar« sind: Solche
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Grundsätze braucht es bei einer deskriptiven Regelauffassung nicht zu geben.

Den Ausgangspunkt der Neuregelung bildet wiederum die generelle Kleinschreibung
des Adjektivs (§ 63), wovon nur wenige Ausnahmen gemacht werden; diese sind in
vier Fallgruppen geregelt (§ 64). Die Kommission stellt dazu fest (S. 81):

Mit der Entscheidung [für diese Regelung] wendet sich die Neuregelung
allerdings gegen die eingangs erwähnten, offensichtlichen Tendenzen im
Schreibgebrauch. In der Folge haben sich denn auch einige wichtige Instan-
zen der öffentlichen Kommunikation, darunter die deutschen Presseagen-
turen sowie die Wochenzeitung DIE ZEIT, bei bestimmten Verbindungen
für Großschreibung des attributiven Adjektivs entschieden [...]

Hier räumt die Kommission ein, daß die Reform dem allgemeinen Schreibgebrauch
zuwiderläuft und daß sich jener bereits teilweise über die Vorgaben der Reform hin-
weggesetzt hat. Die Kommission fährt fort:

Die seit der Neuregelung von 1996 eingetretene Entwicklung bildet nun
den Anlass, die orthografische Regelung im angesprochenen Teilbereich
noch einmal zu erwägen.

Die Notwendigkeit, die Regelung in diesem Bereich zu revidieren, sieht die Kommissi-
on offenbar nicht. Sie diskutiert zwei mögliche Alternativen der bestehenden amtlichen
Regelung (S. 82):

Alternative I: Ersatz von § 64 (2) durch eine Erläuterung mit zusätzlichen
Fallgruppen aus weiteren Fachsprachen

Alternative II: Zulassung von »Hervorhebungsgroßschreibung« durch eine
neue Erläuterung zu § 64

Diese beiden Alternativen schließen sich, wie auch unten noch zu bemer-
ken sein wird, nicht unbedingt gegenseitig aus.

Zugunsten der ersten Alternative führt die Kommission an (S. 83):

Die Erläuterung geht auf die Praxis in vielen Fachsprachen ein, attributi-
ve Adjektive in bestimmten begrifflichen Einheiten großzuschreiben; man
spricht hier auch von Nomenklaturen oder Nominationsstereotypien.

Sinn und Zweck der Großschreibung ist in diesen Fällen, nomenklatorische von rein
beschreibenden Ausdrücken zu unterscheiden. Diese Unterscheidung ist im allgemei-
nen nicht auf Fachsprachen beschränkt. Dagegen schränkt § 64 des reformierten Re-
gelwerks sie darauf (und auf drei weitere Fälle: Titel, Ehren- sowie bestimmte Amts-
und Funktionsbezeichnungen; besondere Kalendertage; bestimmte historische Ereig-
nisse und Epochen) ein, wird also der Entwicklung des allgemeinen Schreibgebrauchs
nicht gerecht.
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Um auch nichtfachsprachlichen Fällen wie dem Schwarzen Brett gerecht zu werden,
greift die Kommission zu der von ihrer Grundkonzeption her konträren Alternative II.
Der konzeptionelle Unterschied besteht darin, daß es hier nicht mehr um einen Bedeu-
tungsunterschied geht. Die Kommission merkt dazu an (S. 85; hierbei zeigen der Stern
eine Abweichung der 1996er Neuregelung von der herkömmlichen Rechtschreibung
und das Gradzeichen eine erwogene Abweichung von der 1996er Neuregelung an):

Bei der Großschreibung der attributiven Adjektive in bestimmten Wortver-
bindungen wie [*◦]Rote Karte handelt es sich um eine besondere Form der
»Aufmerksamkeitsschreibung«, vergleichbar mit der Schreibung von Ei-
gennamen in Versalien oder Kapitälchen oder mit der Hervorhebung von
Textsequenzen durch Kursiv- und Fettdruck.

Die anderen unmittelbar zuvor genannten Beispiele sind das ◦Schwarze Brett, die ◦Erste
Hilfe, die Letzte Ölung, die *◦Kleine Anfrage. Bei der Großschreibung in den letztge-
nannten Fällen handelt es sich aber nicht um eine „Aufmerksamkeitsschreibung“, denn
Kapitälchen, Kursiv- oder Fettdruck sind zusätzliche Möglichkeiten, den Text typogra-
phisch zu gestalten – unabhängig von einer Großschreibung des Anfangsbuchstabens,
die immer grammatische, semantische oder syntaktische Relevanz hat und die auch bei
der Verwendung von Kapitälchen, Kursiv- oder Fettdruck erhalten bleibt.

Daran wird deutlich, daß die Alternative II in Wirklichkeit keine orthographische
Regelung ist, sondern der Versuch, die Großschreibung zu einer rein typographischen
Gestaltungsvariante zu erklären. Damit ist dieser Ansatz für eine orthographische Re-
gelung untauglich.

Fazit: Weil das Konzept der Neuregelung, das sich gegen die Entwicklung des all-
gemeinen Schreibgebrauchs stellt, nicht aufgegeben werden soll, obwohl es sich an
diesem Punkt (Adjektiv + Substantiv) als verfehlt erwiesen hat, sucht die Kommission
eine Ausflucht in einer Regelung, die das Gebiet der Orthographie verläßt und daher
ebenfalls verfehlt ist.

Eine angemessene Konsequenz wäre dagegen, diese Großschreibungen den mehrteili-
gen Eigennamen (§ 60 der Neuregelung) zuzuordnen. Dies wird von der Kommission
bei der Diskussion der Alternative I für § 64 (4) erwogen. Weil es sich aber um einen
Übergangsbereich handelt, in dem sich der Schreibgebrauch mit der Zeit ändern kann,
befindet sich die Kommission hier in dem Dilemma, etwas durch eng umgrenzte, all-
gemeingültige Regeln ordnen zu wollen, was sinnvollerweise nur durch Einträge im
Wörterverzeichnis festzulegen ist. Ein solches Vorgehen lehnt die Kommission jedoch
ab, weil sie die Regeln als vorrangig ansieht (S. 81; auch S. 64):

[Die Neuregelung folgt hier ihrem Grundsatz,] den Vorrang der Einzel-
fallregelung im Wörterverzeichnis auf bestimmte Teilbereiche der Laut-
Buchstaben-Beziehungen (Wortschreibung im engen Sinn; Teil A des amt-
lichen Regelwerks) zu beschränken [...] Das heißt, der Schreibende kann
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sich in allen übrigen Bereichen, darunter auch in der Groß- und Klein-
schreibung (Teil D des amtlichen Regelwerks), darauf verlassen, dass in
Zweifelsfällen die allgemeinen Regeln und nicht das Wörterverzeichnis
den Ausschlag geben. Das Wörterverzeichnis kann nicht jede aus den Re-
geln ableitbare Schreibung zeigen [...] Streng logisch gesehen, hat das amt-
liche Wörterverzeichnis in Bezug auf die Teile B bis F des Regelteils nur
illustrierenden, nicht normsetzenden Charakter.

Diese Ansicht wirkt sich verheerend aus, weil nicht alle Teile des Sprach- und Schreib-
gebrauchs so gefestigt sind, daß sie sich auf die beschriebene Weise aus streng logi-
schen Regeln ableiten lassen. Außerdem widerspricht diese Darstellung dem amtlichen
Regelwerk. Im Vorwort heißt es:

Auf der Basis dieser grundlegenden Beziehungen wird durch den Regelteil
und das Wörterverzeichnis die geltende Norm der deutschen Schreibung
festgelegt. Dabei ergänzen sie einander.

Es wäre also der Kommission sehr wohl möglich, zu Einzelfallregelungen im Wörter-
verzeichnis überzugehen und damit dem allgemeinen Schreibgebrauch zu folgen. Of-
fenbar will sie das aber nicht. Im 4. Kommissionsbericht wird § 64 (2), „fachsprachliche
Bezeichnungen ...“ gestrichen und durch § 64 E1 ersetzt:

E1: In manchen Fachsprachen werden Adjektive, die mit dem Substantiv
zusammen für eine begriffliche Einheit stehen, großgeschrieben, während
andere Fachsprachen die Kleinschreibung bevorzugen, zum Beispiel:
Roter Milan, Gelbe Karte, Goldener Schnitt, Kleine Anfrage; eiserne Lun-
ge, grauer Star, seltene Erden
Im nichtfachsprachlichen Zusammenhang ist die Kleinschreibung der Ad-
jektive in solchen Wortgruppen der Normalfall.

Es bleibt also bei der vermehrten Zulassung der Großschreibung allein im fachsprachli-
chen Kontext (obige Alternative I). Damit ist - um Beispiele zu nennen – zum einen die
Schreibweise Schwarzes Brett weiterhin ausgeschlossen, zum anderen die abweichende
Schreibweise roter Milan im nichtfachsprachlichen Zusammenhangßulässig.

11.2 „Adjektivische Ableitungen von Eigennamen“ (S. 86ff)

Im Abschnitt B 2.3.1, „Alternative I: Rückkehr zur früheren Regelung“ (S. 88f) merkt
die Kommission unter „Kontra“ an (S. 89):

Die frühere Regel war ohne enzyklopädisches Hintergrundwissen nicht zu
bewältigen. Dies zeigen auch so bekannte Gegensatzpaare wie „Ohmsches
Gesetz“ vs. „ohmscher Widerstand“. Auf die richtige Schreibung kommt
nur derjenige, der weiß, dass Ohm das entsprechende Gesetz selbst her-
ausgefunden hat, hingegen der ohmsche Widerstand nur ihm zu Ehren so
benannt ist.
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Das ist nicht richtig. Der ohmsche Widerstand wird so bezeichnet, weil er dem Ohm-
schen Gesetz folgt – im Unterschied zu einem kapazitiven bzw. induktiven Widerstand,
für die das nicht gilt.

12 Zur Zusammenfassung (S. 107ff)

12.1 „Rechtschreibreform und Nationalsozialismus“

Im Abschnitt „Verunsicherungen“ (S. 109ff) weist die Kommission auf folgendes hin
(S. 110):

Auffällig ist, dass manche Reformgegner, auch wenn ihr Beruf die Wissen-
schaft ist, äußerst emotional und teilweise im höchsten Maße verunglimp-
fend arbeiten. Besonders sticht hier die Auftragsarbeit des Präsidenten der
Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung hervor, in der schon im
Titel ein Zusammenhang zwischen »Rechtschreibreform und Nationalso-
zialismus« hergestellt wird.

In dem hier angesprochenen Werk25 werden die geschichtlichen Tatsachen dargestellt,
anhand derer sich Parallelen zwischen der Reform von 1944 und der von 1996 erken-
nen lassen. Der gewählte Titel ist dem anderer Publikationen vergleichbar, wie etwa
„Freimaurerei und Nationalsozialismus“ (H. Neuberger, Hamburg 1980) oder „Physics
and National Socialism“ (K. Hentschel [Hrsg.], Basel 1996).

Der damalige Präsident der Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung, Ch.
Meier, erklärte zu diesem Werk am 28. Februar 2002:26

Hanno Birken-Bertsch und Reinhard Markner haben weder die Forschun-
gen, deren Ergebnisse sie in ihrem Buch »Rechtschreibreform und Natio-
nalsozialismus« vortragen, im Auftrag der Akademie unternommen, noch
haben sie ihr Buch im Auftrag der Akademie geschrieben.

H. Birken-Bertsch und R. Markner haben den damaligen Kommissionsvorsitzenden
G. Augst mittlerweile auf juristischem Wege zu Unterlassung und Widerruf der damit
als falsch erwiesenen Aussage, wie sie im 3. Kommissionsbericht wiedergegeben ist,
aufgefordert.

Die Befunde von Birken-Bertsch und Markner zeigen, daß die Aussage Ch. Meiers
vor dem Bundesverfassungsgericht am 12. Mai 1998 berechtigt war; in seiner Stellung-
nahme zur Rechtschreibreform von 1996 bezog er sich auch auf die Rechtschreibreform
von 1944.
25 H. Birken-Bertsch, R. Markner, „Rechtschreibreform und Nationalsozialismus. Ein Kapitel aus der

politischen Geschichte der deutschen Sprache“, Wallstein-Verlag, 2000. – Im 3. Kommissionsbericht
werden die Namen der Autoren des Buches nicht genannt, und es fehlt die korrekte bibliographische
Angabe.

26 http://rechtschreibreform.de/php/einzelner_Datensatz.php?BeitragNr=12343
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12.2 „Glaubwürdigkeitsverlust“

Auf S. 110 führt die Kommission ferner aus:

Th. Ickler, der als einer der schärfsten Kritiker der Neuregelung in der Öf-
fentlichkeit bekannt geworden ist, hat in der Zwischenzeit ein eigenes Wör-
terbuch(13) publiziert, das weder die Regeln der alten DUDEN-Rechtschrei-
bung noch die Neuregelung befolgt. Im völligen Widerspruch zu seiner
heftigen Kritik an vielen neuen Getrenntschreibungen (z. B. des Typs „sit-
zen bleiben“ in allen Bedeutungen) lässt er diese in seinem Wörterbuch
nun selbst als fakultative Varianten zu. Auch Wissenschaftler und Rezen-
senten(14) außerhalb der Kommission sehen darin einen eklatanten Glaub-
würdigkeitsverlust Icklers als Kritiker der Neuregelung.

In der Fußnote 13 findet sich die bibliographische Angabe zum Rechtschreibwörterbuch
Th. Icklers, und Fußnote 14 verweist auf mehrere Beiträge zu diesem Punkt in der
Fachliteratur.

Die Kommission verschweigt, daß Icklers Wörterbuch im wesentlichen eine empiri-
sche Aufnahme des vorhandenen Schreibgebrauchs darstellt. Im Vorwort seines Recht-
schreibwörterbuchs legt Ickler zu seinem Vorgehen dar:

Nun gilt es zu unterscheiden: Die Rechtschreibung selbst war nie dasselbe
wie ihre Darstellung im Duden. Der Duden wiederum bestand aus einem
recht liberal gefaßten Regelwerk und einem Wörterverzeichnis, das nicht
nur übermäßig aufgebläht war, sondern die Regeln mehr und mehr in über-
mäßig engherziger Weise auslegte, so daß es zu zahlreichen Haarspalte-
reien und unrealistischen Einzelfestlegungen gekommen war. [...] Werden
diese Mängel beseitigt, dann bleibt praktisch kein Reformbedarf mehr.
[...]
Der Plan einer vom Duden unabhängigen Neudarstellung des wirklichen
Schreibgebrauchs wurde rasch verwirklicht [...]

Die Kommission verkennt die Wirklichkeit in zweifacher Weise: Zum einen geht Ickler
deskriptiv vor und konstatiert, daß der Gebrauch bestimmter Schreibweisen üblich ist
und es nichts gegen ihre Verwendung einzuwenden gibt; es steht ihm weder zu noch be-
ansprucht er es für sich, über die „Zulassung“ (oder „Ablehnung“) einer Schreibweise
zu entscheiden – das können allein die Behörden (bezüglich des schulischen Unter-
richts). Zum anderen hat er an der Neuregelung nicht die Getrenntschreibungen an sich
kritisiert, sondern daß sie die einzigen nach den Regeln möglichen Schreibungen sind
und die Zusammenschreibungen als falsch gelten. Daran hat er nie einen Zweifel gelas-
sen.

Mithin kritisiert die Kommission Ickler für die von ihm vorgefundene Sachlage.
Damit fallen die Ausführungen der Kommmission auf sie selbst zurück: Es ist ihre
eigene Glaubwürdigkeit, die in Anbetracht dessen in Zweifel zu ziehen ist.
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13 Zu Anlage 1, „Immer wieder falsche
Beispiele“ (S. 115ff)

13.1 Steigerungsformen

Die Kommission greift folgende Äußerung Th. Icklers als „Falschmeldung“ auf (S.
115):

„Während [...] das zehnbändige ‘Große Wörterbuch’ von den skurrilen
amtlichen Neuschreibungen Aufsehen erregend (am Aufsehen erregend-
sten), viel sagend (noch viel sagender) [...] und den schwer Behinderten
schon gar nichts mehr weiß, stehen sie seit vier Jahren so im Rechtschreib-
duden.“
(Th. Ickler, Essay in der Welt vom 25.7.2000, S. 9)

Dazu merkt die Kommission an:

Steigerungsformen wie *am Aufsehen erregendsten und *noch viel sagen-
der sind ungrammatikalisch und entsprechen weder der Intention des Re-
gelwerkes noch werden sie in einem der gängigen Rechtschreibwörterbü-
cher aufgeführt. Im Duden 1996, S. 132 wird unter dem Eintrag ein Aufse-
hen erregendes Ereignis auf die Duden-Richtlinie 40 verwiesen.

Diese Regel fordert – in Übereinstimmung mit dem amtlichen Regelwerk
– Zusammenschreibung, wenn der zweite Bestandteil gesteigert ist: eine
Furcht einflößende Gestalt, aber eine noch furchteinflößendere Gestalt.

Diese Erwiderung der Kommission ignoriert die Kernpunkte der Kritik: Ickler stellt
fest, daß die Grundformen Aufsehen erregend und viel sagend zwar im Rechtschreibdu-
den, nicht aber im „Großen Wörterbuch“ stehen. Mit Steigerungsformen wie am Aufse-
hen erregendsten führt er vor, was sich als Konsequenz aus der getrennt geschriebenen
Grundform ergibt. Weil es sich um Steigerungsformen handelt, brauchen diese Einträge
gar nicht explizit im Wörterbuch verzeichnet zu sein.

Es geht Ickler außerdem allein darum, daß diese Schreibungen regelkonform sind.
Daß sie ungrammatisch sind, ist nicht relevant, wenn es darum geht, ob sie nach dem
Regelwerk zugelassen sind oder nicht; die Frage nach der Regelkonformität ist unab-
hängig von der nach der Grammatikalität.

In ihrer Erwiderung hat die Kommission lediglich angemerkt, daß diese Schreibun-
gen nicht der Intention des Regelwerks entsprechen – mithin hat sie nicht gesagt, daß
sie auch dem Regelwerk selbst wirklich widersprechen. Der Verweis auf die Duden-
Richtlinie 40 ist daher vollkommen irrelevant, es geht ausschließlich um das amtliche
Regelwerk an sich. Dieser entscheidende Punkt wird aber von der Kommission eben-
falls ignoriert.
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Die Intention des Regelwerks wird im Regelwerk selbst nicht erläutert, als etwas
dem Regelwerkbenutzer Unbekanntes kann sie nicht maßgeblich sein. Der Regelteil
ist wie ein juristischer Text gefaßt und muß für sich selbst sprechen; es ist zudem die
Zielstellung der Neuregelung, daß man in nahezu allen Fällen die richtige Schrebweise
anhand einer Regel ermitteln kann.

Hinzu kommt, daß sich die Duden-Richtlinie 40 (Duden 1996) in neun Unterpunkte
gliedert, aber nur bei acht dieser Punkte auf einen Paragraphen des Regelwerks verwie-
sen wird. Kein solcher Verweis findet sich bei dem hier relevanten Unterpunkt, der sich
auf Steigerungsformen bezieht.

Die amtlichen Regeln fordern bei dem hier angeführten Beispiel genau dann Zu-
sammenschreibung, wenn »der erste oder der zweite Bestandteil in dieser Form nicht
selbständig vorkommt« (§ 36 [2]; so auch in der Fassung von 2004). Das ist aber bei
am Aufsehen erregendsten nicht der Fall, alle drei Wörter kommen in dieser Form selb-
ständig vor. Daraus folgt, daß das Regelwerk ungrammatische Schreibungen zuläßt und
daß die Duden-Richtlinie 40 (Duden 1996) nicht dem amtlichen Regelwerk entspricht.

Fazit: Die Kommission hat den Einwand von Th. Ickler nicht entkräftet, es handelt
sich dabei keineswegs um ein „falsches Beispiel“. Offenbar deckt sich die Auffassung
der Kommission von den neuen Regeln nicht mit dem wirklichen Inhalt des Regeltextes.

(Zur Thematik der „Verbindungen mit Partizipien“ siehe außerdem Punkt 10.2 die-
ses Textes, wo die Problematik der Steigerungsformen bereits ausführlich untersucht
wurde.)

13.2 „Schnauze“ und „schneuzen“

Von der Kommission wird in der Spalte „Falschmeldung“ angeführt (S. 117):

„[...] der Staat [...] überschreitet seine Kompetenz, [...] indem er meint, dik-
tieren zu können, [...] daß Schneuzen von Schnauze kommt.“
(Appell der Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung, FAZ vom
4.8.2000)

Als „Richtigstellung“ wird dem von der Kommission entgegengehalten:

Ein Blick in die einschlägigen etymologischen Wörterbücher belegt die
Verwandtschaft von Schnauze und schnäuzen.

Vgl. Kluge, 23. Aufl. 1995, S. 735 ff., und Pfeifer (Hrsg.), München 1997,
S. 1228 ff.

Die von der DASD kritisierte Ableitung besteht nachweislich nicht – das geht auch
aus der von der Kommission angegebenen Quelle (Kluge) hervor! –, auch wenn eine
Verwandtschaft zwischen Schnauze und schnäuzen vorhanden ist. Die DASD hat sich
dagegen gewandt, daß die Ableitungsrichtung durch die Reform verfälscht wird – aber
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dem hat die Kommission nichts entgegengehalten. Statt dessen hat sie auf etwas ver-
wiesen, was gar nicht bestritten worden war.

Der Einwand der DASD ist berechtigt: Die hier relevante Regel, § 13, lautet:

§ 13: Für kurzes [ε] schreibt man ä statt e, wenn es eine Grundform mit a
gibt.

Weil hier von einer „Grundform“ die Rede ist, wird bei der Schreibung von schnäu-
zen (statt schneuzen) in Anlehnung an Schnauze ersteres als Ableitung von letzterem
aufgefaßt – wider besseres etymologisches Wissen.

13.3 „zerbläuen“

Als unmittelbar folgende „Falschmeldung“ wird angeführt (S. 117):

„Und verbläuen ist nicht mit blau verwandt.“
(K. Reumann, FAZ vom 10.8.2000; S. 3)

Als „Richtigstellung“ wird dem von der Kommission entgegengehalten:

„Zerbläut ihn! Schlagt! / Sein Maul soll jedes Wort entgelten!“ (aus ei-
nem Gedicht Friedrich von Hagedorns, 1757, in der FAZ vom 9.8.2000 (!);
S. N 6)

Diese Erwiderung der Kommission hat nichts mit der Feststellung zu tun, daß verbleuen
nicht mit blau verwandt ist: Daß es für zerbläuen eine Fundstelle aus dem Jahre 1757
gibt, sagt nichts über die Verwandtschaft von verbleuen mit blau aus.

Aus dem zuvor von der Kommission angeführten etymologischen Werk von Kluge
geht hervor, daß verbleuen eindeutig nicht mit blau verwandt ist, sondern mit Bleuel.
Den wahren Zusammenhang läßt die Kommission außer acht.

Diese Darstellung der Kommission ist somit nicht nur falsch, sondern sie suggeriert
darüber hinaus – wider besseres Wissen –, daß das Falsche richtig sei.

13.4 „schwer fallen“ und „schwerfallen“

Als weitere „Falschmeldung“ wird angeführt (S. 117):

„Die Kultusminister haben [...] gesagt, die Neuerung schaffe kein einziges
Wort ab. Aber das ist nicht die Wahrheit; denn so dumm sind die Minister
nicht, daß sie nicht wüßten, welch ein Bedeutungsunterschied zwischen
schwer fallen und schwerfallen besteht.“
(K. Reumann, FAZ vom 10.8.2000)

Als „Richtigstellung“ wird dem von der Kommission entgegengehalten:
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14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den Vorwürfen Th. Icklers [...]“ (S. 120ff)

Er ist schwer gefallen und es ist ihm schwer gefallen sind syntaktisch ganz
unterschiedliche Konstruktionen. Auch wenn schwer fallen jetzt – wegen
der Steigerbarkeit des Adjektivs – in beiden Fällen getrennt geschrieben
wird, geht keine Bedeutung verloren, sondern allenfalls ein Wörterbuchein-
trag. Im Kontext ist schwer fallen immer eindeutig. Das Gleiche gilt für
leicht fallen, heilig sprechen usw.

Das ist alles richtig, hat aber mit der vorgebrachten Kritik nur wenig zu tun. Die Kom-
mission widerlegt bzw. berichtigt hier etwas, das gar nicht behauptet worden war. Es
ging gar nicht darum, daß er ist schwer gefallen und es ist ihm schwer gefallen syn-
taktisch verschieden sind, sondern daß schwer fallen und schwerfallen etwas Unter-
schiedliches bedeuten. Es ging auch nicht darum, daß eine »Bedeutung verlorengeht«,
sondern daß ein Wort abgeschafft worden sei.

Dem hat die Kommission nichts entgegenzusetzen – im Gegenteil, sie bestätigt die
Kritik an der Neuregelung: »allenfalls ein Wörterbucheintrag« gehe verloren. Ein Wör-
terbucheintrag ist aber nichts anderes als ein Wort.

14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den
Vorwürfen Th. Icklers, die 22. Auflage des
Duden würde vom amtlichen Regelwerk
abweichen“ (S. 120ff)

Die Kommission hat behauptet (vgl. oben Abschnitt 8.4, S. 25):

Die Kritik Th. Icklers (FAZ, 11. August 2000), der Duden widerspreche in
seiner 22. Auflage in einigen Fällen dem amtlichen Regelwerk und prakti-
ziere so eine „Reform der Reform“, hat die Kommission Punkt für Punkt
überprüft und widerlegt.

Im folgenden wird gezeigt, daß dies eine wahrheitswidrige Behauptung ist.

14.1 „schwindelerregend, musikliebend; vielsagend,
vielversprechend“

Diese Schreibungen, wie sie im Duden zu finden sind, wurden von Ickler als regelwidrig
bezeichnet. Die Kommission stellt dazu fest (S. 121):

Die jetzigen Dudenschreibungen können alle aus dem amtlichen Regel-
werk hergeleitet werden.

Begründung:
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14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den Vorwürfen Th. Icklers [...]“ (S. 120ff)

Wenn eine Verbindung des Typs Nomen bzw. Adjektiv + Partizip kom-
pariert wird, schreibt man zusammen, zum Beispiel schwindelerregender.
In solchen Fällen kann auch im Positiv zusammengeschrieben werden:
schwindelerregend.

Daß dies nicht der Wahrheit entspricht, wurde zuvor unter den Punkten 10.2 und 13.1
dargelegt: Diese Regel als solche, wie die Kommission sie hier darstellt, kommt im
amtlichen Regelwerk nicht vor.

Fazit: Icklers Kritik ist stichhaltig, die Gegendarstellung der Kommission ist falsch.
(Dies sieht man auch daran, daß die Zusammenschreibungen erst aufgrund der im Juni
2004 beschlossenen Änderungen der Regeln wieder zulässig sind.)

14.2 „blutbildend, blutsaugend“

Die Kommission merkt dazu an (S. 121):

Auch diese Schreibungen sind regelkonform.

Begründung:

Die Variantenschreibungen blutbildend/Blut bildend und blutsaugend/Blut
saugend ergeben sich nach § 36 E2, da die Rückführbarkeit auf eine Wort-
gruppe nach § 36(1) zwar möglich, aber nicht zwingend ist (neues Blut
bilden → blutbilden[d]; Blut bilden → Blut bildend).

Dies ist einer von zwei Punkten, bei denen sich die Kommission in ihrer Anmerkung di-
rekt auf das Regelwerk bezieht (der andere ist die Behandlung von hoch; vgl. Abschnitt
14.9). Die von der Kommission angegebene Begründung ist aber falsch, denn der erste
Bestandteil, Blut, steht hier nicht für eine Wortgruppe, so daß die Zusammenschreibung
nach § 36 (1) nicht möglich ist. Die Kommission führt hier einen willkürlich gewählten
Spezialfall an, der, wie sie selbst sagt, nicht zwingend ist. Wörterbücher müssen aber
den allgemeinen Fall verzeichnen.

Wäre die Argumentation der Kommission gültig, wäre § 36 bezüglich jeglicher
Substantiv-Partizip-Verbindung unwirksam: Man ergänze ein beliebiges Adjektiv, um
eine Wortgruppe zu konstruieren, und lasse es dann wieder weg – auf diese Weise wäre
immer Zusammenschreibung möglich. § 36 (1) gilt aber nur für solche Fälle, in denen
eine Auflösung in eine erweiterte Wortgruppe notwendig ist; er lautet:

§ 36: Substantive, Adjektive, Verbstämme, Adverbien oder Pronomen
können mit Adjektiven oder Partizipien Zusammensetzungen bilden. Man
schreibt sie zusammen.

Dies betrifft

(1) Zusammensetzungen, bei denen der erste Bestandteil für eine Wort-
gruppe steht, zum Beispiel:
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14.3 „zufrieden stellend, nichts sagend“

angsterfüllt (= von Angst erfüllt), [...] butterweich (= weich wie Butter),
[...] freudestrahlend (= vor Freude strahlend) [...]

Sowohl die Regelformulierung als auch die Beispiele zeigen, daß § 36 (1) nur dann an-
wendbar ist, wenn eine Schreibung als Wortgruppe ohne Hinzunahme weiterer Wörter
unmöglich ist. Das ist bei Blut bildend und Blut saugend nicht der Fall. Daher kann sich
die Kommission auch nicht auf § 36 E2 berufen.

Fazit: Icklers Kritik ist stichhaltig, die Kommission hat sie nicht widerlegt.

14.3 „zufrieden stellend, nichts sagend“

Die Kommission stellt fest (S. 121f):

Kritisiert wird die inkonsequente Handhabung der Fälle zufrieden stellend
und nichts sagend.

Die Variantenschreibungen zufriedenstellend und nichtssagend entsprechen
zwar der amtlichen Regelung, sind im amtlichen Wörterverzeichnis aber
nicht ausdrücklich genannt.

Entsprechend der unter 1. gegebenen Begründung (Steigerbarkeit) wäre es
richtig, die zusammengeschriebenen Formen bei einer Neuauflage des Du-
den (der jetzt schon ein zufriedenstellenderes Ergebnis verzeichnet) zu be-
rücksichtigen.

Unabhängig davon, daß – wie schon unter 10.2 und 13.1 gezeigt – das von der Kommis-
sion angeführte Steigerbarkeitskriterium ungültig ist, führt eine Einzelfallprüfung un-
mittelbar auf die Getrenntschreibung als einzig regelkonforme Möglichkeit, und zwar
für zufrieden stellend nach § 36 E1(1.2) mit Bezug auf § 34 E3(3) (wo zufrieden stellen
explizit als Beispiel angegeben ist) und für nichts sagend nach § 36 E1(1.2) mit Bezug
auf § 34 E3(2) (Getrenntschreibung von Adverb + Verb).

Fazit: Icklers Kritik ist stichhaltig, die Kommission hat sie nicht widerlegt.

14.4 „Hohelied, Hohepriester“

In seinem Beitrag in der FAZ vom 11. August 2000 hat Ickler angemerkt:

Neben der Neuschreibung „das Hohe Lied“, „der Hohe Priester“ sind
auch die Zusammenschreibungen wiederhergestellt („Hohelied“, „Hohe-
priester“), von denen das amtliche Regelwerk nichts wissen wollte.

Die Kommission stellt dazu fest (S. 122):

Die Angaben des Duden sind korrekt. Die neu aufgenommenen Schreibun-
gen sind fachsprachlich. Die Aufnahme fachsprachlicher Schreibungen ist
den Wörterbüchern unbenommen.
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14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den Vorwürfen Th. Icklers [...]“ (S. 120ff)

Begründung:

Flektierte Adjektive werden nach dem Regelwerk nur getrennt geschrie-
ben; unflektierbare Adjektivformen können mit Nomen Zusammensetzun-
gen bilden und werden dann zusammengeschrieben: der neue Bau vs. der
Neubau.

Bei Hohes Lied, das Hohe Lied, des Hohen Liedes, im Hohen Lied usw.
überwiegt Flexion des Adjektivs; man schreibt daher getrennt.

Fachsprachlich kommt aber Invarianz des Adjektivs vor; dann ist zusam-
menzuschreiben: des Hohelieds, im Hohelied usw. (Im schwachen Nomi-
nativ/Akkusativ Singular ist die Schreibung frei, da sie bei beiden Flexi-
onsvarianten gleich lautet: das Hohe Lied, das Hohelied)

Zum einen hat die Kommission hier nicht widerlegt, daß die Schreibungen Hohelied
und Hohepriester regelwidrig sind; sie hat lediglich festgestellt, daß sie als fachsprach-
lich angesehen werden können und als solche nicht zu beanstanden sind. Mithin ar-
gumentiert sie entlang einer irrelevanten Strecke, und das eigentliche Problem bleibt
außer Betracht.

Zum anderen bestätigt die Kommission die Regelwidrigkeit der Schreibungen Ho-
helied und Hohepriester: »Flektierte Adjektive werden nach dem Regelwerk nur ge-
trennt geschrieben« – weil aber hohe eine Flektionsform von hoch ist, gilt nach den
Worten der Kommission folglich Getrenntschreibung.

Damit ist klar, daß die von der Kommission angeführte Begründung nichts mit ihrer
vorhergehenden Aussage zur Korrektheit der Dudenangaben zu tun hat: Die Begrün-
dung bezieht sich explizit auf das Regelwerk, für die Korrektheit der Dudenangaben
wird dagegen die Fachsprachlichkeit der Schreibungen geltend gemacht. Fachsprach-
lichkeit wird aber vom Regelwerk gar nicht erfaßt; eine fachsprachliche Schreibung
kann nicht mittels der Regeln begründet werden.

Außerdem ist unklar, auf welche Regel(n) sich die von der Kommission angegebe-
ne Begründung stützt. Ein Bezug zwischen der Flektiertheit bzw. Unflektierbarkeit von
Adjektiven und der Getrennt- und Zusammenschreibung mit Substantiven wird von kei-
nem der Paragraphen explizit hergestellt.

Das amtliche Wörterverzeichnis enthält folgenden Eintrag:

hoch (hohe, höher, höchste); die Hohen und die Niederen/Niedrigen § 57(1);
Hoch und Nieder*/Niedrig* § 57(1), § 58 E2; (in Eigennamen wie) die Ho-
hen Tauern (in Österreich) § 60(2.3); das Hohe Lied*, der Hohe Priester*
§ 60(3.3); [...]

Fazit: Die Schreibungen Hohelied und Hohepriester sind mit dem amtlichen Regel-
werk27 nicht vereinbar; die Kommission hat Icklers stichhaltige Kritik nicht widerlegt.
27 Das amtliche Regelwerk besteht aus einem Regelteil und einem Wörterverzeichnis; vgl. dazu dessen

Vorwort, „Geltungsbereich und Grundsätze der neuen Rechtschreibregelung“.
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14.5 „Agent provocateur“

14.5 „Agent provocateur“

Diese Schreibweise wird von der Kommission mit folgender Begründung für korrekt
erklärt (S. 122):

In vielen französischen Grammatiken wird provocateur in Fügungen wie
der vorliegenden als Adjektiv klassifiziert. Wer sich an die grammatische
Bestimmung dieser Werke hält, schreibt provocateur klein. Die Großschrei-
bung orientiert sich an der appositiven und damit nominalen Interpretation
von provocateur.

Die Angaben der Kommission zur Klassifizierung von provocateur als Adjektiv habe
ich nicht überprüft; treffen sie zu, ist die Schreibung Agent provocateur regelkonform
nach § 55 (3). Diese Klassifizierung ist aber keinesfalls naheliegend, dient doch das Suf-
fix -eur der Bildung von Substantiven inbesondere bei Berufsbezeichnungen; in dieser
Funktion ist es durch Lehnwörter wie Friseur oder Monteur auch deutschen Sprechern
bekannt.

14.6 „Messmer“

Das amtliche Wörterverzeichnis von 1996 enthält (in der angegebenen Reihenfolge) die
folgenden Einträge:

Messing
Messner*, Mesmer, Mesner
Mestize

Das Sternchen kennzeichnet dabei eine Änderung gegenüber der alten Schreibung. Im
Duden wird statt des Sternchens der Rotdruck zur Kennzeichnung verwendet. Der Ein-
trag Messmer ist rot gedruckt. Die Kommission stellt fest (S. 122):

Als regelwidrig wird die Aufnahme der Schreibung Messmer bezeichnet.

Eine Übertragung von Schreibungen, die im Regelwerk vorgegeben sind,
auf analoge, jedoch nicht amtlich zu regelnde Fälle (Regionalismen), ist
den Wörterbüchern überlassen.

Begründung:

Das amtliche Wörterverzeichnis enthält Messner, Mesner und (als Helvetis-
mus) Mesmer. Der Duden gibt analog zu hochsprachlich Messner auch die
Form Messmer für den schweizerischen Regionalismus Mesmer an. Die-
se Schreibung ist mit dem schweizerischen Dudenausschuss abgesprochen
worden.

Ickler hat angemerkt (FAZ vom 11. August 2000):
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14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den Vorwürfen Th. Icklers [...]“ (S. 120ff)

Nun wird neben „Messner“ (der bekanntlich mit der Messe so viel zu tun
hat wie der Küster mit der Küste) auch die Form „Messmer“ vorgeschlagen,
von der das amtliche Regelwerk noch nichts weiß.

Damit ist klar, daß Ickler keinesfalls »die Aufnahme der Schreibung Messmer [als re-
gelwidrig] bezeichnet« hat. Abgesehen davon, daß sich Rechtschreibregeln nicht auf die
„Aufnahme“ von Wörtern in Wörterbücher beziehen sondern vielmehr auf ihre Schreib-
weisen, hat er auch nicht die Schreibung Messmer an sich als regelwidrig bezeichnet,
sondern nur festgestellt, daß »das amtliche Regelwerk noch nichts [von ihr] weiß«, d.
h., daß sie im amtlichen Regelwerk nicht vorkommt.

Fazit: Die Kommission gibt Icklers Aussage falsch wieder und bezieht sich in ihren
Ausführungen auf diese falsche Darstellung. Damit ist klar, daß sie die Aussage von
Ickler nicht widerlegt hat.

Offen ist noch, ob die Aussage Icklers zutrifft. Entscheidend ist hier, was Ickler un-
ter dem amtlichen Regelwerk versteht – nur den Regelteil oder auch das Wörterver-
zeichnis. Die Neuregelung der deutschen Rechtschreibung trägt den Titel: „Deutsche
Rechtschreibung. Regeln und Wörterverzeichnis. Amtliche Regelung“. Die amtliche
Regelung umfaßt demnach sowohl die Regeln als auch das Wörterverzeichnis. Als Ein-
zelwortschreibung kann die Form Messmer im Regelteil nicht vorkommen, daher kann
zur Beurteilung, ob die amtliche Regelung von der Form Messmer »[etwas] weiß«, nur
das Wörterverzeichnis herangezogen werden. Darin ist Messmer nicht verzeichnet.

Fazit: Faßt man Icklers Aussage so auf, daß sie sich auf die gesamte amtliche Re-
gelung bezieht, so trifft sie zu: Messmer kommt darin nicht vor.

14.7 „wieder/wieder-“

Die Kommission stellt fest (S. 123):

Hier wird kritisiert, dass der Duden zwar die in seiner Ausgabe von 1996
nicht angeführte Zusammenschreibung wiedersehen jetzt angibt, in einer
Reihe weiterer Fälle (wieder aufnehmen, wieder herrichten usw.) jedoch
bei der Getrenntschreibung bleibt.

Die Getrenntschreibung in diesen Fällen entspricht jedoch der amtlichen
Regelung.

Begründung:

wieder gehört, wie zusammen, dabei usw., zu den Partikeln, die gleichlau-
tend sowohl als Adverb wie auch als Verbzusatz verwendet werden.

Für das Adverb gilt Getrenntschreibung. In diesem Falle lässt sich zwi-
schen wieder und nachfolgendem Verb ein Satzglied einschieben: [...] Die-
ses Produkt wird jetzt wieder [hier] hergestellt. [...]
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14.7 „wieder/wieder-“

Das Adverb trägt die Bedeutung ‘erneut’, ‘nochmals’ bzw. kann ausdrük-
ken, „daß nicht durch eine erneute, sondern durch eine erstmalige Hand-
lung eine Veränderung zu einem früher bestehenden, nicht besonders aus-
gesprochenen Zustand herbeigeführt wird“ (WDG 1977, S. 4345). Zum
Beispiel:

[einen Ball] wieder aufheben, [einen Schaden] wieder gutmachen

Daß hier die Getrenntschreibung als solche regelkonform ist, hat die Kommission zu-
treffend begründet. Das entscheidende Problem ist aber, daß es in der Gegenüberstel-
lung zu wiederherstellen um die Zusammenschreibung geht, und die Kommission muß,
um die Angaben des Duden zu rechtfertigen, erklären, warum sie in diesen Fällen un-
zulässig ist. Sie führt aus:

Für den Verbzusatz gilt Zusammenschreibung mit dem folgenden Verb. [...]
Aber auch in allen anderen Fällen, in denen wieder nicht Adverb ist, d. h.
nicht in den Bedeutungen des Adverbs verwendet wird, handelt es sich um
einen Verbzusatz, so dass folglich zusammengeschrieben werden muss. [...]

Folglich steht den zusammengeschriebenen Varianten wiederaufnehmen und wieder-
herrichten nichts im Wege; sie drücken etwas anderes aus als die entsprechenden Ge-
trenntschreibungen: wiederaufnehmen bedeutet die Fortsetzung einer bereits begonne-
nen, aber zeitweilig ruhenden Tätigkeit, wieder aufnehmen dagegen bedeutet „noch-
mals aufnehmen“ – etwa eines in der Vergangenheit schon einmal bekleideten Amtes
o. dgl., wobei in der Zwischenzeit keine spätere Fortsetzung beabsichtigt war; andere
Bedeutungen von aufnehmen (Aufzeichnung; Eintritt; Unterbringung) sind hier nicht
relevant. Entsprechend steht wieder herrichten für „nochmals herrichten“, bei wieder-
herrichten ist diese Bedeutung ausgeschlossen. So geht es auch aus § 34 (1) bzw. § 34
E1 hervor.

Die Kommission verweist zwar bei der adverbialen Verwendung von wieder auf
eine Erläuterung aus dem WDG (Wörterbuch der deutschen Gegenwartssprache) von
1977, wonach dadurch ausgedrückt werden kann, »daß nicht durch eine erneute, son-
dern durch eine erstmalige Handlung eine Veränderung zu einem früher bestehenden,
nicht besonders ausgesprochenen Zustand herbeigeführt wird«. Jedoch wird nicht ge-
sagt, daß umgekehrt diese Bedeutungsvariante allein dem Adverb vorbehalten ist – so-
mit kann dies auch durch eine Zusammenschreibung ausgedrückt werden. In dieser
Bedeutung finden sich entsprechende Schreibweisen auch im Duden (20. oder frühere
Auflage).

Fazit: Die Kommission verfehlt das Thema. Sie versäumt zu begründen, warum die
Zusammenschreibung nach § 34 (1) bei wiederherrichten unzulässig sein soll. Insbe-
sondere geht sie auf Icklers Gegenüberstellung von wiederherrichten und wiederher-
stellen nicht ein, mithin hat sie seine Einwände nicht widerlegt.
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14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den Vorwürfen Th. Icklers [...]“ (S. 120ff)

14.8 „wohl/wohl-“

Die Kommission stellt fest (S. 124):

Hier wird behauptet, dass bei den Zusammensetzungen mit wohl eine „no-
torisch wirre Darstellung“ herrsche, z. B. wohlverdient, aber wohl versorgt.

Der neue Duden stimmt hier grundsätzlich mit den amtlichen Regeln über-
ein.

Diese Aussage der Kommission ist wertlos: grundsätzlich kann zum einen „in jedem
Fall; automatisch; immer“ bedeuten; dies scheidet hier aber aus, da die amtlichen Re-
geln nicht von der Dudenredaktion erstellt worden sind. Es kommt also nur die Bedeu-
tung „im Grundsatz; im Prinzip“ in Frage. Das läßt offen, ob es auch für jeden Einzelfall
gilt. Aber genau darauf kommt es bei Wörterbucheinträgen an.

Die Kommission führt zur Begründung ihrer Aussage eine Übersicht der bei den
Zusammensetzungen mit wohl relevanten, zum Teil konkurrierenden Regeln an, stellt
dabei aber weder einen Zusammenhang mit dem amtlichen Regelwerk her noch einen
Bezug zu den divergierenden Einträgen im Duden. Ickler hat angemerkt:

Seltsamerweise wird „wohlriechend“ nur zusammengeschrieben, „wohl-
schmeckend“ aber auch getrennt (im ebenfalls neuen zehnbändigen Du-
denwörterbuch sogar nur getrennt, ebenso wie „wohl riechend“), „wohl-
temperiert“ darf wieder zusammengeschrieben werden.

Auf den Fall des wohlriechend geht die Kommission nicht ein, für wohltemperiert und
wohlschmeckend begründet sie die Zulässigkeit beider Schreibungen so:

(5) Getrennt- und Zusammenschreibung ist dann möglich, wenn sowohl
wohl als auch die Fügung als Ganzes gesteigert werden kann. Das trifft nur
für wenige Fälle zu [...]

Hier bedient sich die Kommission wiederum des Argumentes, daß die Steigerbarkeit
des Gesamtausdrucks maßgeblich sei. Eine solche pauschale Regel gibt es aber in dieser
Form nicht (vgl. obige Punkte 10.2 und 13.1). Außerdem zeigen die Abweichungen
zwischen dem Rechtschreibduden und dem zehnbändigen Dudenwörterbuch, daß Ickler
recht behält: Die Darstellung ist wirr.

Hinzu kommt, daß die Kommission die Regeln falsch darstellt. Sie schreibt:

(4) Zusammengeschrieben wird auch, wenn wohl in dieser Fügung nicht
steigerbar ist, z. B.: wohlachtbar, wohlanständig, wohlbehalten, wohlver-
dient usw.

Diese Aussage wird vom amtlichen Regelwerk nicht gedeckt, ein derartiges Zusam-
menschreibungskriterium ist in § 36 nicht enthalten.

Fazit: Die Kommission bezieht sich in ihrer Darstellung nicht auf das amtliche Re-
gelwerk. Sie hat nicht gezeigt, daß der Duden dem amtlichen Regelwerk folgt. Damit
ist ihre Behauptung falsch, sie hätte die Einwände von Ickler widerlegt.
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14.9 „hoch“

14.9 „hoch“

Die Kommission führt an (S. 124):

Hier heißt es, bei hoch herrsche weiterhin „ein undurchschaubares Dik-
kicht: hochauflösend, hoch empfindlich, hocherfreut, hoch begabt, aber auch
hochbegabt, ... hoch gesteckte Ziele, aber hochgesteckte Haare usw.“

Die Darstellung im Duden stimmt mit den amtlichen Regeln überein.

Wie zuvor bei wohl/wohl- führt die Kommission zur Begründung eine Übersicht der
Regeln an, wobei sie hier explizit auf die Paragraphen des amtlichen Regelwerks ver-
weist. (Neben der Behandlung der Fälle blutbildend und blutsaugend ist dies die einzige
Stelle, an der sich die Kommission in Anlage 2 auf den amtlichen Regeltext bezieht.)

Ickler hat an dieser Stelle jedoch gar keine Abweichungen des Duden vom amtli-
chen Regelwerk moniert. Er hat angemerkt:

Bei „hoch-“ herrscht weiterhin ein undurchschaubares Dickicht: „hoch-
auflösend“, „hoch empfindlich“, „hocherfreut“, „hoch begabt, aber auch
hochbegabt“ (aber wiederum nur „hoch gelehrt“!), „hoch gesteckte“ Ziele,
aber „hochgesteckte Haare“. Ein besonders großer Info-Kasten versucht,
die Unterschiede zu erklären, entzieht sich aber durch Umfang und Unfaß-
barkeit der Kriterien dem Verständnis. Diesen Kasten sollte man zeigen,
wenn wieder einmal davon die Rede ist, daß die Neuregelung das Schrei-
ben erleichtere.

Darauf geht die Kommission aber nicht ein. Blättert man den Duden (22. Auflage)
durch, so fällt auf, daß der Info-Kasten zu hoch an Umfang nur durch den zu deutsch/
Deutsch übertroffen wird.

Die Kommission stellt zuletzt fest (S. 125):

Zu überlegen wäre, ob nicht das angeführte Beispiel hoch empfindlich künf-
tig besser der letzten Gruppe [d. h. § 36 (5)] zugeordnet werden sollte, da
hoch hier auch bedeutungsmodifizierend verstanden werden könnte.

Fazit: Weil die Schreibung hochempfindlich in der Tat den Voraussetzungen von § 36
(5) genügt, hat die Kommission hier eine Abweichung des Dudens vom amtlichen Re-
gelwerk festgestellt.

14.10 „der Schwerverletzte“

Zu diesem Stichwort schreibt die Kommission (S. 125):

Es wird behauptet, dass Schreibungen wie der Schwerverletzte, die Schwer-
bewaffneten durch das Regelwerk nicht gedeckt sind und dass „einige Re-
former eine abenteuerliche grammatische Regel erfunden [hätten]: Bei Sub-
stantivierung tritt fakultativ Großschreibung ein“.
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Einen Gegensatz zum amtlichen Regelwerk gibt es nicht.

Eine Begründung für diese Aussage führt die Kommission nicht an; sie zeigt nicht,
wie sich die Schreibungen der Schwerverletzte u. a. anhand des Regelwerks begründen
lassen. Folglich hat sie Icklers Kritik nicht widerlegt.

14.11 „Onestepp“

Die Kommission stellt fest (S. 125):

Die Schreibung Onestep war ein Druckfehler in den 1996er Ausgaben des
amtlichen Regelwerkes und wurde in späteren Nachdrucken korrigiert. Two-
stepp ist in dieser Schreibung auch in den ersten Ausgaben enthalten.

Diese Klarstellung ist an sich nicht zu beanstanden, jedoch ist sie vollkommen unnötig:
Die Kommission geht hier auf einen Punkt ein, der in dem in der FAZ veröffentlich-
ten Artikel gar nicht vorkommt. Vermutlich bezieht sie sich hier auf das ungekürzte
Originalmanuskript.

Bei sorgfältiger Arbeit der Kommission wäre dieser Punkt nicht in die Anlage 2
aufgenommen worden.

15 Übersicht

In dieser Untersuchung habe ich in dem jeweils angebenen Abschnitt des 3. Kommissi-
onsberichts die folgenden Fehler und Mängel festgestellt; die Seitenangaben beziehen
sich auf den vorliegenden Text.

3 Zur Einleitung des 3. Berichts
Indem die Ausführungen der Kommission oberflächlich bleiben, sind sie einseitig, denn
relevante Gründe und objektive Probleme, die die Aussagen der Kommission schwä-
chen würden, werden nicht benannt (S. 13).

4 Zu A 1, „Muttersprachlicher Unterricht/Schule“

4.1 Bewertung von schulischen Befunden und Äußerungen von Lehrern
durch die Kommission
Die entscheidenden Dinge (wirkliche Kenntnisse der Lehrer, sämtliche Einflußmöglich-
keiten durch die öffentliche Diskussion) wurden nicht untersucht, so daß das von der
Kommission gezogene positive Fazit gegenstandslos ist. Eine Studie von H. Marx un-
ter Lehramtskandidaten, die mangelnde Kenntnisse der reformierten Rechtschreibung
feststellt, wird nicht erwähnt (S. 14).

4.2 Die Studie von H. Marx zur s-Laut-Schreibung
Bei der Bewertung des gegen die Reform sprechenden Befundes von H. Marx bedient
sich die Kommission einer nicht stichhaltigen Erwiderung, so daß der Befund nicht
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entkräftet wird. Außerdem wird (an anderer Stelle) bestätigt, daß die gleichen Schwie-
rigkeiten, wie sie bei den Schulkindern festgestellt wurden, auch unter professionell
Schreibenden auftreten (S. 16).

4 Zu A 2, „Deutsch als Fremdsprache (DaF)“
Von Auslandsgermanisten (u. a. G. Korlén, Stockholm, und J.-M. Zemb, Paris) sind
gravierende Argumente gegen die Reform vorgebracht worden. Die Aussage der Kom-
mission, die Behautung, daß die Neuregelung der deutschen Rechtschreibung der deut-
schen Sprache im Ausland nicht geschadet habe, lasse sich nicht belegen, trifft nicht zu
(S. 18).

6 Zu A 4, „Nachrichtenagenturen“

6.1 Begründung der Weiterverwendung der herkömmlichen
Zeichensetzung
Die Kommission unterschlägt die Begründung der Nachrichtenagenturen für die Wei-
terverwendung der herkömmlichen Zeichensetzung (»[...], um die Lesbarkeit ihrer Nach-
richten, insbesondere für ihre Kunden aus dem Audio-Bereich, zu gewährleisten.«). Die
Konsequenzen dieser Begründung für die Eignung der Regeln im Schulunterricht wer-
den nicht bedacht; es wäre aber die Pflicht der Kommission gewesen, dies zu erkennen
und entsprechend einen Änderungsvorschlag auszuarbeiten (S. 20).

6.2 Einflußnahme auf die Nachrichtenagenturen
Das Vorgehen der Kommission ist nicht durch die für die Kommission konstitutive
„Wiener Absichtserklärung“ gedeckt. Die Kommission arbeitet im Auftrag der Kultus-
minister, daher obliegt es der KMK, sie zu kontrollieren. Offenbar hat die Kontrolle an
diesem Punkt versagt (S. 21).

7 Zu A 6, „Schulbücher und andere Verlagstexte“
Die Darstellung der Kommission beschränkt sich darauf, wie hoch der Ausstattungs-
grad der Schulen mit auf die Neuschreibung umgestellten Lernmitteln ist. Der Inhalt
der Lernmittel bleibt aber außer Betracht. Die Kommission hat nicht geprüft, was den
Schülern von der Neuregelung konkret vermittelt wird, und die wirkliche Situation wird
nicht zutreffend dargestellt (S. 22).

8 Zu A 7, „Wörterbücher“

8.1 „Das Märchen von tausendundeiner Differenz“
Die Kommission verschweigt wider besseres Wissen, daß der zitierten Untersuchung
(K. Güthert/K. Heller, Das Märchen von tausendundeiner Differenz. Vergleichsstudie
zur Quantität und Qualität der Abweichungen zwischen den marktführenden Wörterbü-
chern [...]) eine nachgebesserte Fassung des Bertelsmann-Wörterbuchs zugrundegele-
gen hat. Da der Kommission diese Nachbesserung bekannt war, hat sie an dieser Stelle
die Kultusminister (als Adressaten des Berichts) belogen (S. 23).
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8.2 Die einvernehmliche Interpretation des Regelwerks durch die
Wörterbuchverlage
Die wirkliche Situation wird nicht zutreffend dargestellt (S. 24).

8.3 Klarstellung der Kommission bei unterschiedlichen Interpretationen
des Regelwerks
Die Kommission argumentiert auf der Grundlage einer willkürlichen Behauptung, die
im Widerspruch zum amtlichen Regeltext steht (S. 25).

8.4 Die Kritik Th. Icklers an der 22. Auflage des Duden
Die Aussage der Kommission ist falsch. Sie hat die Kritik Th. Icklers keineswegs in
allen Punkten widerlegt; der Duden widerspricht in seiner 22. Auflage in einigen Fällen
dem amtlichen Regelwerk. An dieser Stelle hat die Kommission die Kultusminister (als
Adressaten des Berichts) nicht wahrheitsgemäß unterrichtet (S. 25).

9 Zu A 11, „Software“
Die Kommission geht nicht auf die Voreinstellung der Rechtschreibprüfung auf „neue
Rechtschreibung“ ein. Indem die Kommission dieses wichtige Detail unberücksichtigt
gelassen hat, wird der Leser über die wahren Verhältnisse getäuscht (S. 26).

10 Zu B 1, „Getrennt- und Zusammenschreibung“

10.1 „Übersicht“
Die Kommission stellt die an der Neuregelung („Leid tun“) geübte Kritik falsch dar:
Ein prinzipieller Einwand wird als ein lediglich gradueller wiedergegeben und erscheint
damit unbedeutender, als er in Wirklichkeit ist. Dies täuscht den Leser über die wahren
Verhältnisse (S. 27).

10.2 „Verbindungen mit Partizipien“

10.2.1 Konsequenzen einer unhaltbaren Argumentation
Die Behauptung der Kommission, daß »beide logisch denkbaren Schreibungen tatsäch-
lich zugelassen sind«, entspricht nicht den Tatsachen. Das hat weitreichende Folgen,
weil diese falsche Aussage von der Kommission als „Begründung“ für die Wiederher-
stellung einer ganzen Klasse von Zusammenschreibungen herangezogen wird. Im 4.
Kommissionsbericht wird eine Zusammenschreibungsklausel in das Regelwerk aufge-
nommen, die einen inneren Widerspruch enthält. Insgesamt soll eine falsche Interpreta-
tion des Regeltextes als richtig gelten und außerdem noch zu einem Teil des Regelwerks
werden (S. 27).

10.2.2 Freigabe der Zusammenschreibung im Widerspruch zu den
Regeln
Die Kommission argumentiert auf der Grundlage einer haltlosen Behauptung: Die von
der Kommission beschworene, aber nirgendwo dokumentierte „Toleranz-Metaregel“
dient als „Rechtfertigung“ für die willkürliche Freigabe der Zusammenschreibung –
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dies aber in einem Punkt, bei dem in Wirklichkeit gar kein Regelkonflikt vorliegt, da
die Zusammenschreibung gegen die Regeln verstößt und nur die Getrenntschreibung
zulässig ist. Die Kommission ignoriert das grundlegende sprachwissenschaftliche Prin-
zip, daß eine Steigerungsform immer eine Ableitung von der Grundform darstellt und
somit die Existenz der Grundform voraussetzt. Das Vorgehen der Kommission, die Exi-
stenz bzw. Zulässigkeit der „steigerbaren Grundform“ entgegen der anderslautenden
Aussage des Regeltextes ad hoc zu postulieren, ist unhaltbar. Diese Änderungen ma-
chen § 36 weitgehend unbrauchbar (S. 29).

10.3 „Einzelfälle des Typs Substantiv + Verb“

10.3.1 „Leid tun“
Die Kommission läßt wesentliche Gründe außer acht, die einer Klassifizierung von leid
tun als Verbindung aus Substantiv plus Verb strikt entgegenstehen. Der grundlegende
Fehler, leid tun dieser Kategorie zuzuordnen, wird von der Kommission auch im 4. Be-
richt nicht korrigiert. Sie trifft damit eine wissenschaftlich unhaltbare Entscheidung;
der 4. Kommissionsbericht ist an dieser Stelle inakzeptabel. Die Kommission stellt fer-
ner eine nicht belegte Behauptung auf, aus der jedoch hervorgeht, daß es sich bei der
Schreibung Leid tun um eine Änderung der Grammatik handelt. Das zeigt aber, daß die
Argumentation der Kommission falsch ist. Außerdem dokumentiert es, daß die Kom-
mission weiß, daß die Reform störend in die Sprache eingreift (S. 32).

10.3.2 „Pleite gehen“
Die Kommission bleibt die Begründung für ihre Aussage schuldig, und sie läßt relevan-
te Parallelen außer acht, die gegen ihre Darstellung sprechen. Sie hat nicht geprüft, ob
die Voraussetzung für die beabsichtigte Regelung gegeben sind, daß sie ohne Schaden
durchführbar ist. Diese Voraussetzung ist nicht gegeben, die Kommission zieht jedoch
nicht die erforderlichen Konsequenzen. An dieser Stelle ist der 4. Kommissionsbericht
inakzeptabel (S. 34).

10.3.3 „Recht haben, Unrecht haben“
Die wissenschaftliche Arbeit der Kommission weist an dieser Stelle erhebliche Mängel
auf: Eine relevante Vergleichskonstruktion, die der reformierten Schreibweise entge-
gensteht, wurde außer acht gelassen, und es wurde ein irrelevantes Argument bemüht.
Die notwendigen Korrekturen werden von der Kommission nicht vorgenommen. An
dieser Stelle ist der 4. Kommissionsbericht inakzeptabel (S. 35).

11 Zu B 2, „Groß- und Kleinschreibung: attributive Adjektive“

11.1 „Feste Verbindungen des Typs Adjektiv + Substantiv“
Die Kommission stellt unumwunden fest, daß die Reform dem allgemeinen Schreibge-
brauch zuwiderläuft und daß sich jener bereits teilweise über die Vorgaben der Reform
hinweggesetzt hat. Die Notwendigkeit, die Regelung in diesem Bereich zu revidieren,
sieht die Kommission jedoch nicht. Obwohl die Untrerscheidung zwischen nomenkla-
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torischer und rein beschreibender Angabe mittels Großschreibung nicht auf Fachspra-
chen beschränkt ist, schränkt die Neuregelung sie darauf (und auf drei weitere Fälle)
ein. Um auch nichtfachsprachlichen Fällen gerecht zu werden, erwägt die Kommission
eine Regelung, die als rein typographische „Aufmerksamkeitsschreibung“ das Gebiet
der Orthographie verläßt und daher verfehlt ist (S. 36).

11.2 „Adjektivische Ableitungen von Eigennamen“

Hier ist ein Fehler zu korrigieren: Der ohmsche Widerstand wird so bezeichnet, weil
er dem Ohmschen Gesetz folgt – im Unterschied zu einem kapazitiven bzw. induktiven
Widerstand, für die das nicht gilt (S. 39).

12 Zur Zusammenfassung

12.1 „Rechtschreibreform und Nationalsozialismus“

Bei diesem Buch handelt es sich nicht, wie die Kommission behauptet, um eine Auf-
tragsarbeit des Präsidenten der Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung. Die
Autoren des Werkes haben den damaligen Kommissionsvorsitzenden gerichtlich zu Un-
terlassung und Widerruf seiner entsprechenden Aussage aufgefordert (S. 40).

12.2 „Glaubwürdigkeitsverlust“

Die Kommission verschweigt, daß das von Th. Ickler publizierte Rechtschreibwörter-
buch auf der empirischen Aufnahme des vorhandenen Schreibgebrauchs beruht, und sie
kritisiert Ickler für die von ihm vorgefundene Sachlage, indem sie einen falschen Zu-
sammenhang zwischen der Kritk Th. Icklers an den reformierten Getrenntschreibungen
und der Handhabung der Zusammen- und Getrenntschreibung in seinem Rechtschreib-
wörterbuch herstellt (S. 41).

13 Zu Anlage 1, „Immer wieder falsche Beispiele“

13.1 Steigerungsformen

Die Kommission ignoriert die Kernpunkte der Kritik, mit der sie sich befaßt; sie geht
nicht auf die entscheidende Fragstellung ein. Die Kommission merkt lediglich an, daß
gewisse Schreibungen nicht der Intention des Regelwerks entsprechen – mithin hat sie
nicht gesagt, daß sie auch dem Regelwerk selbst wirklich widersprechen (S. 42).

13.2 „Schnauze“ und „schneuzen“

Die Kommission setzt sich mit etwas auseinander, das gar nicht bestritten worden war,
hat aber dem von der DASD vorgebrachten Einwand inhaltlich nichts entgegenzusetzen
(S. 43).

13.3 „zerbläuen“

Die Darstellung der Kommission ist nicht nur falsch, sie suggeriert darüber hinaus –
wider besseres Wissen –, daß das Falsche richtig sei (S. 44).
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13.4 „schwer fallen“ und „schwerfallen“

Die Kommission „widerlegt“ bzw. „berichtigt“ etwas, das gar nicht behauptet worden
war. Dem eigentlichen Kritikpunkt hat sie nichts entgegenzusetzen, vielmehr bestätigt
sie die Kritik (S. 44).

14 Zu Anlage 2, „Stellungnahme zu den Vorwürfen Th. Icklers, die 22.
Auflage des Duden würde vom amtlichen Regelwerk abweichen“

14.1 „schwindelerregend, musikliebend; vielsagend, vielversprechend“

Die von der Kommission in der Begründung ihrer Stellungnahme herangezogene Regel
ist nicht im amtlichen Regelwerk enthalten, mithin hat die Kommission Icklers Kritik
nicht widerlegt (S. 45).

14.2 „blutbildend, blutsaugend“

Die von der Kommission angegebene Begründung ist falsch, mithin hat sie Icklers Kri-
tik nicht widerlegt (S. 46).

14.3 „zufrieden stellend, nichts sagend“

Die Kommission beruft sich erneut auf ihre falsche Auslegung des Regelwerks. Außer-
dem ergibt eine Einzelfallprüfung, daß die Darstellung der Kommission unzutreffend
ist. Mithin hat sie Icklers Kritik nicht widerlegt (S. 47).

14.4 „Hohelied, Hohepriester“

Die Kommission hat nicht widerlegt, daß diese Schreibungen regelwidrig sind, sondern
entlang einer irrelevanten Strecke argumentiert und das eigentliche Problem außer Be-
tracht gelassen. Zudem folgt aus den Ausführungen der Kommission vielmehr, daß hier
Getrenntschreibung gilt. Andererseits ist die angegebene Begründung nicht nachvoll-
ziehbar, keiner der Paragraphen der amtlichen Regelung stellt einen Bezug zwischen
der Flektiertheit bzw. Unflektierbarkeit von Adjektiven und der Getrennt- und Zusam-
menschreibung mit Substantiven her (S. 47).

14.5 „Agent provocateur“

Dies ist der einzige Fall, in dem die Kommission mit ihrer Gegendarstellung mögli-
cherweise recht behält; ich kann es nicht abschließend feststellen, da ich die Angaben
der Kommission nicht überprüft habe. Hier muß die Wortart in einer fremden Sprache
ermittelt werden, bevor man entscheiden kann, ob eine bestimmte Schreibung richtig
ist oder nicht (S. 49).

14.6 „Messmer“

Die Kommission gibt Icklers Aussage falsch wieder und bezieht sich in ihren Aus-
führungen auf diese falsche Darstellung. Mithin hat sie Icklers Kritik nicht widerlegt
(S. 49).
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14.7 „wieder/wieder-“
Die Kommission verfehlt das Thema. Sie versäumt zu begründen, warum die Zusam-
menschreibung nach § 34 (1) bei wiederherrichten unzulässig sein soll. Insbesondere
geht sie auf Icklers Gegenüberstellung von wiederherrichten und wiederherstellen nicht
ein. Mithin hat sie Icklers Kritik nicht widerlegt (S. 50).

14.8 „wohl/wohl-“
Die Aussage der Kommission ist wertlos. Die Kommission stellt weder einen Zusam-
menhang mit dem amtlichen Regelwerk her noch einen Bezug zu den divergierenden
Einträgen im Duden, und sie verweist auf falsche Regelauslegungen (S. 52).

14.9 „hoch“
Ickler hat hierfür keine Abweichungen des Duden vom amtlichen Regelwerk moniert.
Weil aber die Schreibung hochempfindlich den Voraussetzungen von § 36 (5) genügt,
hat die Kommission hier eine Abweichung des Dudens vom amtlichen Regelwerk fest-
gestellt (S. 53).

14.10 „der Schwerverletzte“
Die Kommission führt keine Begründung für ihre Aussage an; sie zeigt nicht, wie sich
die Schreibungen der Schwerverletzte u. a. anhand des Regelwerks begründen lassen.
Mithin hat sie Icklers Kritik nicht widerlegt (S. 53).

14.11 „Onestepp“
Die Klarstellung der Kommission ist an sich nicht zu beanstanden, jedoch ist sie voll-
kommen unnötig, weil davon nichts in dem Artikel in der FAZ stand, auf den sich die
Kommission bezieht; vermutlich geht die Kommission hier auf das ungekürzte Origi-
nalmanuskript ein. Bei sorgfältiger Arbeit der Kommission wäre dieser Punkt nicht in
die Anlage 2 aufgenommen worden (S. 54).
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